
Übereinkommen über die Rechtsstellung der Staatenlosen 
- Staatenlosenübereinkommen 


vom 28. September 1954 (BGBL 1976 II S. 474) http://www.aufenthaltstitel.de/staatenlose.html 

PRÄAMBEL DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN 

IN DER ERWÄGUNG, daß die Charta der Vereinten Nationen und die am 10. Dezember 1948 von der Generalversamm- 
lung der Vereinten Nationen gebilligte Allgemeine Erklärung der Menschenrechte den Grundsatz bestätigt haben, daß die 
Menschen ohne Unterschied die Menschenrechte und Grundfreiheiten genießen sollen, 

IN DER ERWÄGUNG, daß die Vereinten Nationen wiederholt die tiefe Verantwortung, die sie für die Staatenlosen 
empfinden, zum Ausdruck gebracht und sich bemüht haben, diesen die Ausübung der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
in möglichst großem Umfang zu sichern, 

IN DER ERWÄGUNG, daß nur diejenigen Staatenlosen, die gleichzeitig Flüchtlinge sind, durch das Abkommen vom 28. 
Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge erfaßt werden und daß jenes Abkommen auf zahlreiche Staatenlose nicht 
anwendbar ist, 

IN DER ERWÄGUNG, daß es wünschenswert ist, die Rechtsstellung der Staatenlosen durch ein 
internationales Übereinkommen zu regeln und zu verbessern - haben folgendes vereinbart: 


Kapitel I Allgemeine Bestimmungen 
Artikel 1 Definition des Begriffs Staatenloser 

(1) Im Sinne dieses Übereinkommens ist ein »Staatenloser« eine Person, die kein Staat auf Grund seines Rechts 
als Staatsangehöriger ansieht. 

Artikel 2 Allgemeine Verpflichtungen 

Jeder Staatenlose hat gegenüber dem Land, in dem er sich befindet, Pflichten, zu denen insbesondere die Verpflichtung 
gehört, die Gesetze und sonstige Rechtsvorschriften sowie die zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung getroffenen 
Maßnahmen zu beachten. 

Artikel 7 Befreiung von der Gegenseitigkeit 

(2) Nach dreijährigem Aufenthalt sind alle Staatenlosen im Hoheitsgebiet der Vertragsstaaten von dem Erfordernis 
der gesetzlichen Gegenseitigkeit befreit. 

Kapitel 2 Rechtsstellung 
Artikel 12 Personalstatut 

(1) Das Personalstatut eines Staatenlosen bestimmt sich nach den Gesetzen des Landes seines Wohnsitzes oder, wenn er 
keinen Wohnsitz hat, nach den Gesetzen seines Aufenthaltslands. 

Artikel 1 6 Zugang zu den Gerichten 

(1) Ein Staatenloser hat im Hoheitsgebiet aller Vertrags Staaten freien und ungehinderten Zugang zu den Gerichten. 

(2) Ein Staatenloser erfährt in dem Vertrags Staat, in dem er seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, die gleiche Behandlung 
wie dessen Staatsangehörige hinsichtlich des Zugangs zu den Gerichten, einschließlich des Armenrechts und der 
Befreiung von der Sicherheitsleistung für Prozeßkosten. 

Kapitel IV Wohlfahrtswesen 
Artikel 23 Öffentliche Fürsorge 

Die Vertrags Staaten gewähren den Staatenlosen, die sich rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet auf halten, in bezug auf 
öffentliche Fürsorge und Unterstützung die gleiche Behandlung wie ihren Staatsangehörigen. 

Artikel 26 Freizügigkeit 

Jeder Vertragsstaat gewährt den Staatenlosen, die sich rechtmäßig in seinem Hoheitsgebiet befinden, das Recht auf freie 
Wahl ihres Aufenthaltsorts und auf Freizügigkeit in diesem Hoheitsgebiet, vorbehaltlich der Bestimmungen, die auf 
Ausländer allgemein unter den gleichen Umständen Anwendung finden. 

Artikel 27 Personalausweise 

Die Vertragsstaaten stellen jedem Staatenlosen, der sich in ihrem Hoheitsgebiet befindet und keinen gültigen 
Reiseausweis besitzt, einen Personalausweis aus. 
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Artikel 28 Reiseausweise 

Die Vertragsstaaten stellen den Staatenlosen, die sich rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet aufhalten, Reiseausweise aus, die 
ihnen Reisen außerhalb dieses Hoheitsgebiets gestatten, es sei denn, daß zwingende Gründe der Staatssicherheit oder der 
öffentlichen Ordnung dem entgegenstehen; 

Bundesrepublik Deutschland BGBl. II 1977, S. 235 < ======== > Danke an Martin S. für seine Erklärung und links 


Eine (rhetorische} Frage: was ist ein Reiseausweis ? - ein Reisepaß ist es nicht, sonst stände dies hier. 



BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

FEDERAL REPUBUC OF GERMANY / 

PERSONALAUSWEIS 

IDENTITY CARD / CARTE D’IDENTTTE 


MUSTERMANN 
GEB. GABLER 


ERIKA 


Geburtstag/ Date of birth/ 
Date de naissance 


T22000129 Es steht somit außer Frage: 

, jeder. dem ein Personalausweis ausgestellt 
wird bzw. wurde unter das Staatenlosenüber- 
einkommen von 1954 fallen ! 


Wie Martin ausführte, werden dadurch auch in 
Länderen EU Ländern Personalausweise aus- 
gestellt ! - nicht zu verwechseln mit Personen- 
Lausweisen, in denen eine andere „Art“ Person 
eine Urkunde ausgestellt wurde. 



Wenn man sich den Reisepaß der BRD genauer ansieht, muß man Martin recht geben: 

Es steht an zweiter Position Bundesrepublik Deutschland, darüber 
jedoch Europäische Union; in dem Moment, in dem wir uns damit 
ausweisen, erkennen wir uns als der EU Zugehörige an und haben 
uns den EU Verordnungen ( inkl. Impfgesetz etc. ) mit unserer 
Unterschrift unterworfen ! 


Frage: wieso hat der Adler hier 5 Schwingen pro Seite ? 


Richtig interpretiert weist man sich mit solch 
einem Reisepaß als Europäischer Bürger aus, 
mit dem Hinweis, aus welchem europäischen 
Land man kommt. 


Bürgerliches 

GefcGbuch 

bearbeitet oon 

Danchelmann, Gramm, Höcht, 
Lauterbach, Rechcnmacher 


Jedoch: im deutsche StAG steht nichts von einer 
Staatsangehörigkeit Deutscher der Europäischen 
Union ! 


15. Auflage 


Das BGB Palandts von 1956 weist eine 
„Besonderheit“ auf, welche ich weder im BGB 
von 1900 noch im Palandt von 2008 gefunden 
habe: 


C.lx Beckfcbc Verlags bucbbanblung 
/Düncben unö Berlin 
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(Sittf öor § I 


1. Bud). 1. VIBfdjnitt. Bearbeiter Dt. Danckelnuinn 


I. STBfdjnitt 

$etfoiiett 

Überblick 

1) Ins 8®B unb anberc @efe|e imtcrfrljetbeu natürliche (bgl §§ l ff) unb iuriftifrfic fßcrfütien 
(ngl §§21 ff), int üftcrreiriiifdjcit mtb nitbcteu Wediten „inoralifdieBerfoncn" genannt. Watürlidie 
Betfoncn finb bteWlenfdlen; bas BWB gellt alb felbftuerftänbl banon ans, baft jeberWtenfch bie 
allgemeine Wcriitsfähigteit befijjt, bl) gtnnbfäljl fällig ift, Trüget irgeubwcldicr Bedjte ober Ber= 
binblidifciten p fein (waö bei ben Silanen nid)t ber §all mar). Das bebcutet aber nidit etwa, baft 
iebem Wienfcben iebe WeditSftellung mgauglidi wüte ; geraffte BcditSftellungen feiten ein beftimmtsc 
Wefd)led)t, ein getoiffeS Vllter, fttilier and) jB bie ^iigeliörigfeit p einer 3unft, einem Staub oä 
notanS. \Uur bie Berfouen, bie biefe Worausfehuugeu erfüllen, befilten bie befonbere Bedits» 
f äljigf e i t auf biefem (Gebiete, ftttr bas Btinatred)! ift allcrbiugS ber Antritt aller Berjoucn 511 allen 
Weditsinftitutioneu bie Begeh Das trifft befonbetS auf bas Beditsoertehtsredit (S<f)ulbred)t, 
fvaliritisrcdit, .f>anbelsrecbtl p. Vlusiiahmen gelten nur, foweit fic naturbebingt ober auSbrüdlid) 
angeorbnet fiub. Tier begriff ber allg Beditsfähigf, unb bamit berjenige ber Betfott, bereit 
einziges Menu, midien bte allgemeine Beditsfgf ift, bat oiel non feiner gruttblegenben Bebeutg 
nerloren, wenn man erfeunt, baft mit ber ,veflftellg ber allg Beditsfgf (Beditspcrfönlichf) fo lauge 
tiidiis gewonnen ift, als nidit auch bie befonbere ))ied)t$fäf)igf eit auf beut in Stage fiteben* 
ben Webiet feftfteht. Damittft auch ber Streit um bie Watur ber iuriftifdieu Berfoii(aus 
fiilirl Darftellg ber oerfdilebeueit Theorien ugl .03 BSolff, Organfdfaft u jiiriftifdfe Berfoit, Bb i) 
pratlijd) obue erlieblidie Bebeutg, ba ihre allgemeine Beditsfgf, bl) bie 3'ähigf, überhaupt BechtS= 
träger tu fein, gefel.tl feftgelegt ift, ugl na § 21, iljre ftäliigf, att ein, teilten iWcditseiuridituugeu teil 
tuuebmen, ftd) aber ebeufo wie für nalitrlidic Betfonen nur im (Sinplfall beurteilen läßt : bas 
Oiebiet bi s )Ked)tsoerfelirsred)ts fte()t and) ber iuriftifdieu Bcrfoti gruubfattl offen. 

2) Der allgem Beditsfähigf entfprid)t im Bropftrrriit bie „'fjarteifäliigfcit", 3BÖ 50. 
3ebodi legi 3'fsO 50 1 1 aus uraftifdicn Wrfinbcn beut itid)tred)tsfäl)igeu herein pafjiue Bartei* 
fiiliigf bei, bl) er tarnt unter feinem Wanten uerflagt werben. 

3) Vlbfdmilt 1 banbeit im erfteu Titel non einzelnen tedjtl bebeutfamcu Bcrhältniffen beS Wien* 
fdien (natiirl Becfon), im zweiten Vlbfclinitt non ©ntftebg, Betätigg mit» Beenbigg juriftifdicr 'Ber 
fönen. Das f)fed)t ber natiirl Betfonen wirb ergänzt tta burdi Bud) IV (3amilieuredit) ti baS 
Berfonenftaiibsgefeti (n :i. 11. 37, BWBl 1 1146); bon ben iuriftifdieu Betfonen belianbelt baS 
BWB bie red)tsfal)igeu Wcrcine, non betten cS nur baS Werbt ber eingetragenen Betetne ab* 
fdilieftenb regelt, bie Stiftungen unb (in §80) bie iuriftifdieu Berfouen beS offen tlidjen 
BeriitS. Die praftifdi befoitberS bebeutfameu jur Berfonett beS .f>anbelSred)tS werben in ben 
lianbelsreditl Weichen geregelt. 


G-rftcv Xitd. Difllüdirtjc '^crjoncii 

Einführung 

1) Watiirliriic Betfun ift ber VBenfd). (Sr ift ftets reditsfäliig iS ber allgemeinen Beditsfähigf 
— ► unb bamit Wed)töfubjeft( Berfou), ngl norftelicnb tlbbl VI 1. Die Sflanerei ift bcitt beutfdien 
— ► Bcdit unbefannt; ein Btcnfd), ber ttad) auSläub Becht Sflaue ift, ift nad) beutfdient .Oeimatredjt 

reditsfäliig. - llitterfdieibe bon Beditsfgf bie .OaubfuitgSfgt, baS ift bie 3ät)igt, bnrd) eigenes 
•Oanbeltt W'cditSwirtmigen Iicrnot;ubriiigeit. Sie feilt ein getoiffeS VJtafi nernünftigeu SBillenS 
norauS u j>el)t BMllenSunfähigen baber nidit p; fie wirb untergeteilt in ©cfriiäftsfäfyi g* 
(eit unb Berantwortlidif eit; Wälicres ugl Gfiuf b § 101 VI l unb §§ 827, 828. 

2) Das „Bcdit ber Betfönlidjfeit" (b (liierte, D BribBerfit 1 703) (tat im BWB feine abfd)lie= 
fjenbe Begelg gefunbcit. Beben, .Körper, Wefunbheit tt Freiheit werben burd) § 823 1 gefdiiitit, 
ebeufo bas ViatttcnSred)t, biefeS aufterbent burd) § 12. Uber ben Sri) ult bet (ilire fehlen atisbritrf 
liehe Beftim mutigen; ihre norfältl Berletig fällt unter § 823 11 in Werbinbg mit StOtB 185 ff (bgl 
auficrbem § 824, svrebitoerlettg). ©in allgem Berfoulid)(eitred)t ift beut BWW fretnb, BW Sl, 373, 
unb non ber Weditfprcdnmg im allgemeinen abgelclint Worben (jB BW 113, 411, WWW $0) 33, 
191 1 ). Sdion bas BW gewährte aber über § 82t! siemlich wcitgelienben Sdiuh (jB BW 140, 395, 
85, 343, ftWfpr, Freiheit bet wirtjdiaftl ober fittl@ntfd)lieftg; BW 104,328, Freiheit ber BJillenSbe» 
ftimmuug). Weltmann Duesberg W3?B 50, 14 (älilt mit treffenber Begrünbg bas VlbflamitigSredit 
hierher. 311 wird befriebigeuben (irgetmiffen führt aber nur eine Vluerfenng beS allg Betföulid)* 
(citSredits, bie jeht aus W(i) 1, 2 entnommen werben fann, fo Staub45oing Botbem 0 § 1 VI 18 ff 
(jfnhalt beS allg BerfB: Bed)t auf Vlriitung ber lUcuf dien würbe eines jebeu unb auf ©ntfaltg ber 
inbibibuelleu Berjbulidif) ; bgl (Snn Wipperbet) S 293 u BW.t> 13, 338. Der fduut bisher anerfannte 

8 
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I < rfuiit'it. i. Xitel; SRatürlid^e Sßerfunen 


i, 2 


. ÄCC 1 * gerf önHdj WtSgttter ift bann als Kit8flu& bes allg VerfönIid)feitSred)tS ja wetten, 

, i < i'** 1 CCnCCwC 6 U "“ et ^ l)rtf 'S it 11 Steiljett, an Kamen u fouftigen Stenn, icicheit (»Jappeu 
" * 12 Ä J>> litcwriicftem, tunfflerifdjem VSet!, Briefen n Kufacichnungen (VW-ö 54 334) 

( Wn twrbebefrX 3 sh Jf«? “'^^‘‘^ÖlbfllÄ'ünbiflgafdöuö), baSjenige am eingerichteten 
' merbt betrieb (»gl § 823 91 (. g), bas am eigenen VUbe (StSchW 22) gehören hierher Gitiuiteb» 
mann 88 1, Gffer ^rim tbred) 1 468,Grmann Vorbeni o § i 91 t gemeinen ein alldem Verfönlirfjf»! 
/uimann-OueSberg (®aSgefptocf)ene Viort int Urheberrecht uftp) nimmt allgent Verföulidjt 

X- , Cr Ä5 SSS! bcs 8 i£ 3 ' «W fiacena »3*B 55, 521, and) unten Wram in 
t h ..i j 211S .)u)t bef Jkrfonttdifeitsredits twtrb otelfadi bie eigenartige Kechtslage bet i'eidir 
anfiiefafst; Kaljcreö ogl (Stuf b !)0 91 4 b n § 1968 91 2. ’ 11 tu,n,r 


(■i'biirt 


i 1 


Jie ;Mcri|tsfcil|igfcit bcS »icnfriicn beginnt mit ber Vollciibnnn ber Wcburt, 


O begriff bet (allgemeinen) iHeditsfgf ogl Ubbi 1 b § l- „Vollenbung ber Geburt" ift ooll 
I a nbiger ttuetntt au« Dem Mutterleib ( für Strafrecht entfdieibet V eg i n tt ber Wcburt !) yöfnna ber 
m rbmbg besKabelftraugS t|t md)t erförbctlicf), »tot i 28. 2)as Stinb mnf) hei ber Vollenbg bet We 

^ ebl ’ n *4 cid ) en L, 'on fld) geben, mag es auch bann fofort . fterben. 


. f ~ uu uiujuu uiuenraijrc luicn :\2 

''“t netmgfugtg tut bürgert 3ted)t aus: §§1781, 2237, 1.9IVO «StW o 19 r> 38 § 3t' - 
J obeserflarg (ogl VetfchW, hinten unter „Kebcngcjetje") bcenbet KerfjtSfähigf nid)t. * 

2) Kon praftifchcr Vcbeiitung ift ber äeitpunft ber Grlangung ber 9,’echtsfähiaf bor affem im 

I rhred)t, Wo meift bas Vorhanbcnfein eines KerfjtSfubjetteS im 9lugenblicf bes lobe* bes (irb 
aiier.' entfdieibet, bgl aber VI 3. ^Jioifdienftaatl ift balier Grbftatut mafjgcbenb, KW 25, 142 ftr 
ngl and) GW 24 ff. - VcmciSlaft für latfadje einer (lebenben) ©ebnet fowie für Reihenfolge 
mehrerer hat, mer fiel) barauf beruft. Seroeis wirb erlciditert burdt ®3tW 60, wonach Giiitra 

® e ” eö " Äe9CT ' ,e " ,€ “ *"“<«■ ««<• »« 

... hLCuif r '!K 1Irt tf i ab ?5 t nüri) '’ngeborenc ScibcSfrucht (nasciturus bcS römK) ift nach § 1 uidit 

I I iljtSfahtg, alfo auch nicht parteifahtg und) K C 50. Souberoorfdiriften führen aber uraftifiii 
•“ »*« f«? W f® § «44 . . : Änfprüd,e gegen bett SV«' ^bTber SeÄffi 
fUr fte h^tn Ul,h ’ r, l nltäl l , ^ l1 '!HP > ii, § 1023 II: tSrbredit, §1912 unb 33ÖW g«: Kflegfdjaft 
(in fn bjw SBahrnehmg ihrer .hedite burd) ©Item; ogf ferner §§ 1716, 1963, 2141. - Vorbehalte 
wguuften nod) Ungebnrcncr ohne Kiicffidit auf ©r.ieugg bgl§ 331 1 1 (auch § 328 K 1 unb 24 1 \»( '») 
m.b für nod) md)t ©rjeugte §§ 2101, 2109, 2178. Kf(egfd)aftseinleitg Ä ur Sicher« ber ihnen nor 

Ö!1 i UH V\ 3 UÖU,, ft cn bet Wachtoinmenfchaft einer beftimmten Kerfon fann 
' -!• --'rirv 1 eingetragen werben. Vgl and) KW 65, 277: Varteifgf („fingierte" 
nach ^c Ü 77i rf)f ^ 0U ttfi l,ft,ad,tC11 Kad)fonuneiifd)aft im 3wVerft= unb ©iberfpriidjsVerf 

4) Käumli^e Weitung bgl Küh l m GW 7. - 
Volljährigkeit 

9 

C* -t ic Volljälirigfcit tritt mit ber VoHcttbuitg bcS ciiuiiib.iwausigftrn SfcbetiSjahrS ein. 

i „!ri n, a rJS!lÄ^ eld ’Ä nüt ftaU § 2 bll>j » V- 5- 'jO Übet .öetabfehg bi'S Voll» 

! * r a/fr/fC Ctä \' ■ n ! 0 n !. < ^ 8 2 ". ® rtl,ad) 4ritt VoUjährigf (§ 1) u bamit aud» Ghemüiibigt (§2) 
mi Voüenbung bes 18. ^ebenSiahreS ein; gleidrlnutenb für Oft- Verl in VO 8. 6. 50 V0V1 (£ft) 
i im. Kiterfeung btefeS KedjtS in ®3tep Ogi »oebem » G(S 7 K 1 1 g aa (unb ff für Ghemüiibigt) 

b) Voll jäljrigleit bewirft insbef unbefdiränfte ©efehäftsfeihigf, §§ 104 ff, bis cum GhcOSef im 
auch Ghemünbcg! bes Cannes. Sie tritt ein am WeburtStag «m O Uhr/ lS n Sj in blm 2BiS 
"uw?/ C e ,r nrtff) 8 * 0 Icid) - »Ö* feine |>inai(Sfri)ieb« ber Voll 

«'mrnftifif hCCtc tinUUl)t J? ö il , 6 2j 1 ! öfl ,rf) - ~ • £a * ! b°Henbcte 21. ÜebeuSj ift unabhängig uon bet 
illiahrigf bebeutfam nach §§ lc26 l, 1747 mit» GheW i (Ghentünbigf bes SWauneS, Vcfrciung 

!.^e!rl?t nmd^ntünbig* n ^ § 1305 Ul1 ‘ ' Ct3t ® ,C(M L %lft) « i[t ber alte Kedjtsfah 

*) . ^ r ld)C ! :c t f’ r ' l ’nteechtl bebeutfame Kltersftufcn tnSbefonbere: uoUenbetes 7. yebcusiahr (Gin= 
mii befchranftcr WefchaftSfähigf §§ 106 ff, bebitigtcr Verantwortlidif für unerl .fraitbluitgen §828), 
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Im Vergleich dazu der Palandt von 2008; das Recht der BRD kennt Sklaven ! - damit ist das BRD 
Recht unvereinbar mit dem deutschen Recht ! 


Abschnitt 1. Personen 


Überblick 

1) Begriff. Das BGB unterscheidet natürl (§§ 1 ff) u JP (§§ 21 ff). Den Oberbegriff Pers versteht es nicht im 1 
rechtsethischen, sond in einem rechtstechn Sinn: Pers sind Subjekte von Rechten u Pfl. Das für den PersBegnff 
des BGB entscheidde Merkmal ist damit die Rechtsfähigkeit, dh die Fähigk, Träger von Rechten u Pu zu sein 
(hM). Bei den natürl Pers geht das BGB als selbstverständl davon aus, dass jeder Mensch ohne Rücksicht auf 
Stand, Geschlecht od Staatsangehörigk rfäh ist. Darin komsmt richtig zum Ausdr, dass die RFähigk dem Men- 
schen nicht vom Gesetzgeber verliehen wird, sond dem Gesetz vorgegeben ist. Dagg ist die JP eine Zweck- 
schöpfg des Gesetzes (Einf 1 v § 21); ihre RFähigk beruht ausschließl auf der Anerkenng dch die ROrdng. Ob- 
wohl der BGB-Gesctzgeber die Begriffe „rfäh - nichtrfäh“ als ein sich ausschließdes GgsatzPaar angesehen hat, 
besteht heute Einverständn darüber, dass es als Zwischenform die Teilrechtsfähigkeit gibt. Teilrfäh im jew 
unterschiedl Umfang sind der nasciturus (§ 1 Rn 5), die PersGesellsch des HandelsR (§ 705 Rn 6), die GbR 

(§ 705 Rn 24), die WEigtümerGemsch (Übbl 5 v WEG 1) u der nichtrfah Verein (§ 54 Rn 2 ff), aber nicht die 
ErbenGemsch (Einf 1 v 2032). 

2) Besondere Rechtsfähigkeit. Der Grds, dass alle Pers rfäh sind, bedeutet nicht, dass jedermann jede Art 2 
von Rechten haben kann. Eine Anzahl von RStellgen setzt ein bestimmtes Alter (§ 2 Rn 2), ein bestimmtes 
Geschlecht (§ 1 Rn 10) od ein sonst besond Merkmal voraus. Von der allg RFähigk ist daher die besond RFa- 
higk im Hinbl auf den Erwerb von bestimmten EinzelR zu unterscheiden. Für das Recht des rgesch Verkehrs 
(SchuldR, SachenR, HandelsR) ist aber der Zugang aller Pers zu allen RInstitutionen die Regel. Ausn gelten 
nur, soweit sie ausdrückl angeordnet u mit dem GG vereinb sind. 

3) Handlungsfähigkeit. Sie ist die von der RFähigk zu unterscheidde Fähigk, dch eig Handeln RWirkgen 3 
hervorzurufen (Einf 1 v § 104). Sie umfasst die GeschFähigk (§§ 104 ff), die DeliktsFähigk (§§ 827 f) u die Ver- 
antwortlichk fiir die Verletzg von Verbindlichk (§ 276 I 2). 

4) Parteifähigkeit. Der RFähigk entspricht im ProzR die PartFähigk (ZPO 50 I). Neben den natürl u JP 4 
sind auch einige nichtrfäh PersZusSchlüsse parteifäh u damit in Wahrh teilrfäh (Rn 1). Das gilt für (fc OHG, 
KG u Partnersch (HGB 124, 161 II, PartGG 7 II), die GbR (§ 705 Rn 24), die WEigtümerGemsch (Ubbl 5 v 
WEG 1), polit Part (PartG 3) u für den nichtrfäh Verein (§ 54 Rn 10). 

Palandt BGB 2008 / 67. Auflage 9 


Unterschied des § 6 BGB von 1900 und BGB von 1999 ( danke an Martin ) 

Bürgerliches Gesetzbuch Vom 18. August 1896 (RGBl. S. 195) (BGBl. III 400-2) Stand '99 

Erstes Buch - Allgemeiner Teil Erster Abschnitt - Personen Erster Titel - Natürliche Personen 
§ 1 [Rechtsfähigkeit, Beginn bei Geburt] 

Die Rechtsfähigkeit des Menschen beginnt mit der Vollendung der Geburt. 

§ 2 [Beginn der Volljährigkeit] 

Die Volljährigkeit tritt mit der Vollendung des achtzehnten Lebensjahres ein. 

§ 3 - § 5 (aufgehoben) 

§ 6 (aufgehoben) 

§ 7 [Festlegung und Aufgabe des Wohnsitzes ] 

(1) Wer sich an einem Orte ständig niederläßt, begründet an diesem Orte seinen Wohnsitz. 

Im BGB von 1900 findet man 
§6 : entmündigt kann werden: 

1. wer infolge von Geisteskrankheit ... seine Angelegenheiten nicht zu besorgen vermag 

2. wer durch Verschwendung ... der Gefahr des Notstandes aussetzt ( 611 <> Q33TÖ — ö@TR ) 

3. wer infolge von Trunksucht seine Angelegenheiten nicht zu besorgen vermag oder .... 

Daß der $6 im BGB für die BRD aufgehoben wurde, zeigt, daß wir alle bereits entmündigt sind ! 

wiki/Abkommen_über_die_Rechtsstellung_der_Flüchtlinge 

Die Genfer Flüchtlingskonvention (Abkürzung GFK; eigentlich „Abkommen über die Rechtsstellung 
der Flüchtlinge“) wurde am 28. Juli 1951 auf einer UN -Sonderkonferenz in Genf verabschiedet und trat 
am 22. April 1954 in Kraft. Ergänzt wurde sie am 31. Januar 1967 durch das „Protokoll über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge “, das am 4. Oktober 1967 in Kraft trat. 
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Flüchtlinge im Sinne der Konvention werden als Personen definiert, die sich aufgrund einer begründe- 
ten Furcht vor Verfolgung außerhalb des Staates aufhalten, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzen, 
sowie Staatenlose, die sich deshalb außerhalb ihres gewöhnlichen Aufenthaltsstaates befinden. 

Ziel der Konvention ist ein möglichst einheitlicher Rechtsstatus für Menschen, die keinen diploma- 
tischen Schutz ihres Heimatlandes mehr genießen. Allerdings enthält die Konvention eine zeitliche 
Einschränkung: So bezieht sie sich lediglich auf Personen, die „infolge von Ereignissen, die vor dem 
1. Januar 1951 eingetreten sind” (Art. 1 ANr. 2) zu Flüchtlingen wurden. Sie enthält damit keine 
Regelungen für die Rechte von späteren Flüchtlingen. 

Ausstellung eines Reiseausweises für Flüchtlinge (Art. 28) 

wiki/Reiseausweis_für_Flüchtlinge 
Der Reiseausweis für Flüchtlinge 
(umgangssprachlich: Jeanspass) ist ein 
Passersatz , der an einen Flüchtling im 
Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention 
(GFK) ausgestellt wird. Er wird für ein 
oder zwei Jahre ausgestellt. 

Anlage D7a Reiseausweis für Flüchtlinge 
nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
( BGBl. I 2007, 2075 - 2082) 


Wir können hier eindeutig den Unterschied erkennen - er ist blau mit 2 Streifen und es steht nicht 
Europäische Union darüber ! - er entspricht dem Artikel 28 Reiseausweise (siehe S.2); daher muß 
(wird) kein Personalausweis ausgestellt werden - siehe Artikel 27. 

D.h. diese Person ist kein Personal ( nicht so eingestuft ) ! 

Martin teilte mir mit: die EU darf keine Daten von natürlichen Personen speichern. 

Die EU darf nur Daten von juristischen Personen und Personen mit Personalausweis - weil dies Staaz 
tenlose sind / - speichern ! 

Er ist der Überzeugung, daß uns unser Heimatrecht von 1896 durch das heute noch angewandte Staats- 
angehörigkeitsrecht entzogen wurde. Das Heimatrecht - siehe Bayern - wurde von der Gemeinde aus- 
gestellt und direkt an die Wohlfahrtspflichten gekoppelt - unproduktive Esser wurde ein Heimatrecht 
verweigert. Das Heimatrecht knüpft unmittelbar am Personalstatut an ( Art. 3-46 int. Privatrecht) ! 

wiki/Personalstatut 

Im Internationalen Privatrecht fl PR ) ist das Personalstatut die Gesamtheit der Vorschriften einer 
Rechtsordnung über die persönlichen Lebensverhältnisse einer Person (Personenstands-, Familien- und 
Erbrecht! . <=> afeo ttt bttcktct Slbljängtgfcett Dom => von der Heimat(recht) ! ! 

Während das Personalstatut früher im deutschen Recht meist an die Staatsangehörigkeit angeknüpft 
wurde, ist dies heute nur noch ausnahmsweise der Fall (z. B. im Erbrecht). Stattdessen wird in Deut- 
schland regelmäßig an den "gewöhnlichen Aufenthalt" einer Person angeknüpft, welcher dadurch 
gekennzeichnet ist, dass eine Person hier ihren Lebensmittelpunkt hat. 

http://www.gesetze-im-intemet.de/bgbeg/BJNR006049896.html#BJNR006049896BJNG03 1300377 
EG BGB Art 5 Personalstatut 

(1) Wird auf das Recht des Staates verwiesen, dem eine Person angehört, und gehört sie mehreren Staaten an, so ist 
das Recht desjenigen dieser Staaten anzuwenden, mit dem die Person am engsten verbunden ist, insbesondere durch 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder durch den Verlauf ihres Lebens. Ist die Person auch Deutscher, so geht diese 
Rechtsstellung vor. 

(2) Ist eine Person staatenlos oder kann ihre Staatsangehörigkeit nicht festgestellt werden, so ist das Recht des Staates 
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anzuwenden, in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder, mangels eines solchen, ihren Aufenthalt hat. 

(3) Wird auf das Recht des Staates verwiesen, in dem eine Person ihren Aufenthalt oder ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat, und ändert eine nicht voll geschäftsfähige Person den Aufenthalt ohne den Willen des gesetzlichen 
Vertreters, so fährt diese Änderung allein nicht zur Anwendung eines anderen Rechts. 

Art 6 Öffentliche Ordnung (ordre public) 

Eine Rechtsnorm eines anderen Staates ist nicht anzuwenden, wenn ihre Anwendung zu einem Ergebnis fährt, das mit 
wesentlichen Grundsätzen des deutschen Rechts ( eine ectjte dfjctnce ) offensichtlich unvereinbar ist. 

Sie ist insbesondere nicht anzuwenden, wenn die Anwendung mit den Grundrechten unvereinbar ist. 

Zweiter Abschnitt Recht der natürlichen Personen und der Rechtsgeschäfte 
Art 7 Rechtsfähigkeit und Geschäftsfähigkeit 

(1) Die Rechtsfähigkeit und die Geschäftsfähigkeit einer Person unterliegen dem Recht des Staates, dem die Person 
angehört. Dies gilt auch, soweit die Geschäftsfähigkeit durch Eheschließung erweitert wird. 

(2) Eine einmal erlangte Rechtsfähigkeit oder Geschäftsfähigkeit wird durch Erwerb oder Verlust der Rechtsstellung 
als Deutscher nicht beeinträchtigt. 


Art 8 Entmündigung 

(weggefallen) <=> analog zu BGB §6 


Art 9 Todeserklärung 

Die Todeserklärung, die Feststellung des Todes und des Todeszeitpunkts sowie Lebens- und Todesvermutungen 
unterliegen dem Recht des Staates, dem der Verschollene in dem letzten Zeitpunkt angehörte, in dem er nach den 
vorhandenen Nachrichten noch gelebt hat. War der Verschollene in diesem Zeitpunkt Angehöriger eines fremden 
Staates, so kann er nach deutschem Recht fär tot erklärt werden, wenn hierfär ein berechtigtes Interesse besteht. 

<=> siehe Organtransplantationen ! 


Art 10 Name 

(1) Der Name einer Person unterliegt dem Recht des Staates, dem die Person angehört. 


Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949 (BGBl. I S. 1) (BGBl. III 100-1) 

GG I. Die Grundrechte 

Artikel 1 [Menschenwürde; Bindung der Staatsgewalt an die Grundrecht] 

(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. 

(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage 
jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt. 

Artikel 16 [Staatsangehörigkeit; Auslieferung] 

(1) Die deutsche Staatsangehörigkeit darf nicht entzogen werden . Der Verlust der Staatsangehörigkeit darf nur auf 
Grund eines Gesetzes und gegen den Willen des Betroffenen nur dann eintreten, wenn der Betroffene dadurch nicht 
staatenlos wird. 


Artikel 116 [Deutsche; Wiedereinbürgerung] 

(1) Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher Regelung, wer die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzt oder als Flüchtling oder Vertriebener deutscher Volkszugehörigkeit oder als dessen Ehe- 
gatte oder Abkömmling in dem Gebiete des Deutschen Reiches nach dem Stande vom 31. Dezember 1937 Aufnahme 
gefunden hat. 

(2) Frühere deutsche Staatsangehörige, denen zwischen dem 30. Januar 1933 und dem 8. Mai 1945 die Staatsange- 
hörigkeit aus politischen, rassischen oder religiösen Gründen entzogen worden ist, und ihre Abkömmlinge sind auf 
Antrag wieder einzubürgem. Sie gelten als nicht ausgebürgert, sofern sie nach dem 8. Mai 1945 ihren Wohnsitz in 
Deutschland genommen haben und nicht einen entgegengesetzten Willen zum Ausdruck gebracht haben. 

Artikel 146 [Geltungsdauer] 

Dieses Grundgesetz, das nach Vollendung der Einheit und Freiheit Deutschlands fär das gesamte deutsche Volk gilt, 


GG Art. 16 was, wenn wir diese deutsche Staatsangehörigkeit nie besessen haben ? 

Übrigens „das Deutsche Volk“ = ist nicht = das deutsche Volk ! - deutsch = Erweiterung im Sinne einer 
spezifischen Erklärung; Deutsche Volk = Eigenname wie zB Deutsche Bank. 

ZU Heimatrecht: WWW bsb-muenchen-digital.de/~web/web 1 037/bsb 1 0373 584/images/index.html?digID=bsb 1 0373584&pimage=0000 1 &v=pdf&nav=0&l=de 
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Resümee: 


die Menschen sind heimatlose Flüchtlinge im eigene Land 

es ist bekannt, daß nicht wir Deutschen, sondern auch die Österreicher unter Flüchtlingsrecht fallen. 

D.h. zumindest in den beiden Nationen, welche einen A. Schickelgruber hervorbrachten bzw. 
ihm folgten, sind die Menschen entmündigte heimatlose Flüchtlinge im eigene Land. 

Dies ist an folgenden Fakten einfach zu beweisen : 

1 . ) sowohl im BGB - §6 - als auch im Einführungsgesetz BGB - Art 8 - ist der Entmündigungsparagraph 

aufgehoben worden => weil wir mit der Ausstellung der Geburtsurkunde entmündigt sind. 

2. ) im internationalen Übereinkommen über die Rechtsstellung der Staatenlosen vom 28. Sept. 1954 

(BGBl. 1976 II S. 474) Artikel 27 & Artikel 28 bekommen nur Staatenlose Personalausweise ausgestellt 

3. ) der deutsche BRD - Reisepaß weißt uns als Europäischer Bürger aus, auch wenn im deutsche StAG 

nichts von einer Staatsangehörigkeit Deutscher der Europäischen Union steht. 

4. ) die EU / Europäische Union speichert unsere Daten: ein weiterer Beweis zum Personalausweis, daß 

wir keine Rechtssubjekte sind, sondern juristische Personen oder Staatenlose. 


5. ) EG BGB sagt zweifelsfrei aus: es wird immer das Recht des Aufenthaltsortes angewandt 

Art 5 Personalstatut (1) Wird auf das Recht des Staates verwiesen, dem eine Person angehört .. [wo 
sie] ihren gewöhnlichen Aufenthalt .. Ist die Person auch Deutscher, so geht diese Rechtsstellung vor. 

(2) Ist eine Person staatenlos .., so ist das Recht des Staates anzuwenden, in dem 
sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt 

Art 7(1) Die Rechtsfähigkeit und die Geschäftsfähigkeit einer Person unterliegen dem Recht des 
Staates, dem die Person angehört. 

Art. 10(1) Der Name einer Person unterliegt dem Recht des Staates, dem die Person angehört. 

Äetn SBunber, baß ^er&nengtattb&rMärungen nichts bringen - ber 9Bol)nort roec^elt ntc^f ! 

6. ) nur in Palandts BGB von 1956 steht - wohl als Folge des Schocks des WW II.: 

1) Natürliche Person ist der Mensch. Er ist stets rechtsfähig .. und damit Rechtssubjekt (=Person), .. 

1 . Die Sklaverei ( € 1 Job ) ist dem deutschen Recht unbekannt; ein Mensch, der nach auslän 
dischem Recht Sklave ist, ist nach deutschem Heimatrecht rechtsfähig. 

D.h. es bedarf des deutschen Heimatrechts für die Rechtsfähigkeit eines Sklaven ! ! 

- das deutsche Heimatrecht wurde jedoch von den Gemeinden vergeben ( nicht vom Staat ! ! ! ) 
Durch das Aufheben der Bundesstaaten erfolgte die „Gleichschaltung“ der Reichszugehörigkeit als 
neue Staatsangehörigkeit (Norbert G); dadurch wurde dem deutschen Volk durch A. H. Staats- 
streich die Heimat(recht) entzogen - bis heute ( daher steht unter Nationalität „deutsch“ ). 



Nun sind jedoch alle unsere Gemeinden mit Umsatzsteuer ID ausgerüstet 
und idR bei Hoppenstedt, dunhill-and-bradstreet oder Manta als „Unter- 
nehmen“ gelistet. Keine Gemeinde hat eine K.d.ö.R. Urkunde und kann 
damit weder hoheitlich noch staatlich sein; wie sollten sie ohne hoheitliche 
Befugnisse eine Heimaturkunde ausstellen ? Die Anmeldung als Wohnsitz 
dürfte jedoch eher wie ein „Unterkommen“ in einem Industriepark gewer- 
tet werden. 


Euer Peter 


7.) Das Heimatrecht knüpft 


unmittelbar am Personalstatut an und nach EG BGB Art 5 

(1) Wird auf das Recht des Staates verwiesen, dem eine Person angehört .... 

=> oder wo diese ihren "gewöhnlichen Aufenthalt" hat - also in welcher 
Gemeinde sie gemeldet ist 
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A. ©efch über bie §cimat Dom 11. Se)>t. 1825. 

((KefefeM. t'oit 1825 ©. 103.) 

£)aS §eimatgefe£ Dom 11. Scpt. 1825 gcl)t wie bte iBetteb 
ntaubate dou betn ©runbgebanfcn aus, baf$ jeber StaatSangc= 
hörige eine beftimmte £eimat fabelt folte; eS Dcrfolgt ieboct) 
bet ber Zufftetfung unb Regelung beS ,$eimatbegriffs eine höhere 
3bee. — £)ic §eintat bebeutet nicht mel)r bloß bett Ort, an bctt ein 
Bettler ober Uuterftü^uugöbebürftiger aus rein poligetlichen ©rünben 
Derwiefeit wirb, fonbern ber ©efefcgeber betrachtet fie, wie aus bem 
minifterieUen Vorträge gu bem ©efckentwurfe gu entnehmen, ! ) als 
„bie SCßiege ntanchfaltiger fcböiter 33cgiel)nngen unb ©efül)le, aus 
welcher ber Sinn für bie TOtwirfmtg gu gentcinfatnen 3wecfett fid) 
entwidelt, unb als bie ^3fCang[dntte bürgerlicher £ugeitb uttb £)rbttung, 
bereu ©ewährleiftung uttb pflege bttrd) bas C55efe^ Dermittelt werben 
foll." £>ie §eimat bient ferner als fefte ©ruttblage beS 
©emeinbcocrbaitbeS, fte fräftigt bie ©enteinben unb befähigt fie 
gur beffercit Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgabe ; fie gemährt ettblich 
bem ©ingeluen für fid) unb feine Zugehörigen eine fidlere «Stätte, 
wo „er unDertrieben weilen" uttb im 9tothfalle auf Unterftüfsung 
rechnen (amt. Sttbetn ber ©ef ergebet „alle h^r gufammentreffenben 
9tücf fichten ber Verwaltung , ber ^oligei unb ber Staatswohlfahrt" 
gur ©eltung bringen will, bcgeidjnet er bie .§eimat als „eines ber 
crften Uted)te, welche aus beit ©(erneuten beS allgemeinen gefeUfd)aft= 
liehen VerbanbeS h^rDorgehen." — 2)ie §eintat ift alfo eineifeits 
ber aus polizeilichen ©rüubeit gu fijeirenbe ZufenthaltS= unb Unter= 


*) st. %. o. 1825 ©i 9 bb. IV ©. 4 ff. 
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Einleitung. 


27 


ftüfcungSort, unb anbrerfeits ein befonbcrö gewdf)rlciftete8 
f ub je ctioeä SRcdjt, beffctt 33 e ft a n b gleid)geitig einem po* 
iitifc^en 3ntercffc bient. 

£>as ©cfefc unterfdjeibet eine breifadje 3lrt ber §ehnat, namticfy 
bie erworbene, bic urfprüngüdje itnb bie obrigfeitlicfy ange = 
wiefcne. 3m ©egettfafce gurn s 3lufentl)alt$re<fytc in ber §eimat ftet>t 
ber willfürlidje ^tnfent^att, beffen 2Bal)l ttad) § 6 jebent ©taatSangeljöris 
gen „allenthalben im Königreiche" freifteht, „infofern er fid) mit feiner 
gamilie auf erlaubte Söeifc ernährt, unb ifynt nid)t folcfje Dtücffid)teu 
cntgegenfteljen, weld;e auf ©cfefcc unb SBcrorbnungcn gcgrünbet finb." 

3nlanber erwerben bie §eimat (nad) § 1): 

1) burd) Vertrag mit ber ©enteinbe; 

2) burdj 2tnfdffigfcit in bcrfelbeit itadj ^Diaaflgabc beb 
©efefceä über 2lnfdffigmad)ung unb SSerchelidjuitg; 

3) burcf) bie, — gleichfalls uad) beut foebett erwähnten ©efe^e 
gu bcurtl;eileitbe — obrigfeitlidje ©rlaubttijj gur $erbetratfyung 
in ber ©emeinbe; 

4) burdj bie in einer ©emeinbe mit eigener ©efal)r geleiftete 
§ilfe bei öffentlicher 9toth, wenn eine babei erlittene S8c= 
fcfydbigung bie ©rwerböunfdl)igfeit gur golge gehabt hat, 
oorauSgcfefct , bafj ber 33efc^abigte nicht oorgieht, feine bi$= 
herige §eintat gu bemalten." *) 

Oer Sßittwe ocrbleibt bie lefcte §eimat be$ ©l)emanneö ; bic gc= 
fchiebene ©hefratt bemalt biejettige §eimat, welche ber ©h emcmn gur 
3eit ber 6djeibitng gehabt ^at; wenn jebocf) bie ©efdjiebctte als 
fd)ulbigcr $I)eil erfannt würbe, fo ift fie an ihre frühere, b. h- oor 
ber (5^efd)lic|uitg innegehabte §eimat gu oerweifen. 

5luSldnber, welche beit »erfaffungeindjugen 23orfchriften über 
bie ©inwanberuttg genügt haben, föntten bie spetmat auf bie ttdmlidjc 
5lrt, wie 3^ldnber, erwerben. Slujjerbent ift (nach § 7) benjenigen 
Sluslanberit, weld)e eine bo^elte ßapitulationsgeit im §eere gurüefgetegt 
haben, citt befottberer §eimatstitet eingerdutnt; fie erwerben baS 
§eimatSred)t an bem Orte ihrer lebten ©arnifott, foferne fie nicht burd; 
einen ber oorerwafynteit Xitel fidh anberswo eine §eimat begrünbett. 

’) ^er ^fimaterwerb bitrd) $)omicil, ober bureb fünfjc^njä^rige SDienftjeit 
fmbet nic^t me^r flatt. 


on 35 
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Einleitung. 


„©ine früher erworbene §eimat wirb burch bie Reiter erworbene 
in ber Sieget aufgehoben, wenn nicht burch auSbrücf liehe ©rllarung unb 
Uebercinfunft befonbere 5$orfehung getroffen ift" (§2). 
lung einer erworbenen $eimat gilt bie urffmutgliche. SDicfc ift für 
eheliche Jtinber ant §eimatSorte beS 33atcrS, unb für uneheliche 
an bemjeitigen ber Butter begrünbet; für eheliche, aboptirte, ober 
burch ©infinbfehaft angenommene «Stinber, bei beneit bie «Jpeimat beS 
SSaterS nicht auSgumitteln war, tritt bic^eimat ber Butter ein" (§3). 

„^tann auch bie urfprüngliche §eimat nicht ergrünbet werben, 
fo wirb borfor glich eine beftimmtc ©enteinbe angewiefen, 1 ) 
welche einftweilen folange alS§eimat gilt, bis bie urftrüngliche §ehnat 
entbeeft, ober eine neue erworben wirb." — ginbelfinber erhalten bie 
einftweilige Heimat am Orte ber ^luffinbung, anbere Sßerfonen am 
©rgiebungSorte, unb wenn folcher nicht gu entbeefen, in einer ©emeinbe 
beS ^oligeibegirfS, in welchem fie gutefct betreten worben finb" (§ 4). 

Oie §eintat gewahrt „Slnfprud) auf 2öohnfi£" unb 5lrmen= 
unterftüfcung in ber ©emeinbe. Oie fertenpflegfoften für ^ßerfonen, 
benen eine vorforgliche ©emeinbe angewiefen ift, fallen bem gangen 
«Streife *) gur Saft (§ 5). 

$luSlänbern, bereit 23erweifung in ihre auSldnbifche §eimat niefit 
thunlich ift, foll biejenige ©emeinbe, in welker fie fich am langften 
ununterbrochen auf gehalten h^fon, ctlö SBohnort begeichnet, unb bie 
etwa erforberliche Unterftü^ung gleichfalls aus «StreiSmitteln verabreicht 
werben. Oagegeit ift ber Unterhalt hitfSbebürftigcr ©olbaten, welche 
in golge einer hobelten ©apitulationSgeit bie §eimat in 35at)ern 
erlangt haben, aus allgemeinen (Staatsmitteln gu betfen (§ 7). 

Oie ©ntfeheibung ftreitiger §eimatfachen fteht ben OiftriftS= 
^oligeibehörbett in I. unb ben JtreiSregierungen in II. unb lefcter 
3nftang gu; ^erfonett, bereu Heimat unbefannt, gweifefl)aft ober 
ftreitig ift, bürfen vor erfolgter höherer ©ntfeheibung nicht von einem 
Sßoligeibegirfe in ben attbern verwiefen werben. 
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;\rt. 5. 1 ) 

I. TOt bcm Bürgerrechte*) n?irb baS §eimatrecht in ber ®e= 
nteinbe ertoorben. 3 ) 

II. 2&er baS Bürgerrecht 4 ) in einer anbern ©emeinbe 5 ) 
nur in Jolgc ^auSbcfifceS 6 ) ober unter Beibehaltung feines 
bisherigen Bürgerrechts ') ertoirbt , erlangt baS §cimatred)t in 
jener ©emeinbe nur bann, tonnt er burd) eine an bie Bertoalt= 
ungen beiber ©emetnben abgegebene (£rflärung auf fein bis- 
heriges Jpeiinatrecht berichtet ttitb baS §eimatrecht in ber @e; 
meinbe anfpricht, 8 ) in toclcber er $ulefct Bürger toirb. 9 ) 

1. Bgt. TO. I ©. 4, 28, 44 (TO. 4), 49, 199 u. 200 

(TO. 15), 245 (TO. 2 b ), 252 (TO. 6) 273, 305; TO. II ©. 
102, 103, 114—117, 237 ff., 285, 286, 45t ff.; Berhblg. ber 
St. b. m. 1868. Bb. IV ^rot.TO 38 0. 375 ff.; ber 

^3faT$ ftehe TO. 28. 

2. a. $)er Begriff „Bürgerrecht" bentifjt fich auSfcbliefcenb nach 
ben Beftimmungen ber neuen ©enteinbeorbttung; eS ift baher 
Har, bafc ber TO. 5 beS gegentn. ©efe^eS in ben SanbeStheilen 
biefftS. b. 9ihS. erft bann prattiföe (Geltung erlangt, wenn bie neue 
®emeinbeorbnung inS Seben getreten ift, ferner ift tlar, ba& bie „Sk 
genfehaft eines roirflichen ©emeittb eglie beS " im ©inne ber 
SS 11 u. 12 beS renibirten ©emeinbeebicteS non 18 ,r / 34 ben$eimats 
ertnerb nicht nad) fich ji c h^ ba auch bie TOfäffigfeit bisher nicht 
ipso jure mit jener (Sigenfchaft nerbunben mar, unb ba itberbiefj bie 
©eroinnung beS „Bürgerrechts" non tnefentlich anberen BorauSfefcungen 
abhängig werben foU. 
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b. 2öer in einer ©emeinbe Bürger n>irb, erlangt bie §eimat 
bafelbft non ^Rechtswegen , wenn nid)t eine Ausnahme auf ©runb beS 
Art. 5 Abf. II ftattfinbet. Abgefeljen oon ber Heimat foü ber ©es 
meinbebürger nad) ben bis je^t in II. Jdefung feftgeftellten Einträgen 
beS SocialgefebgebungS = Auspuffes (TO. II S. 463, Art. 16) baS 
iRcc^t geniegen: 

1 . Bei ber Beratung unb Abftimmung über ©emeinbeangelegetts 
feiten mitjuwirfen; 

2 . ju ©emeinbeämtem ju wählen unb gewählt $u werben; 

3. an bem ©emeinbegute unb befjen SRufcungen fowie nad) BRafjs 
. gäbe ber StiftungSurfunben au ben Vorteilen ber örtlichen 

Stiftungen theityunehmen ; 

4. bie ©emeinbeanftalten ju beitüfcen. 

$)er ©emeinbebürger ift bagegen oerpflichtet: 

1 . 3 ur $edung ber ©emeinbebebürfniffe unter ben gefehlten 
Vorausfefcungen oerl>ältnijjmäf$ig beijutragen ; 

2 . ©emeinbeämter, 311 welchen er gewählt wirb, foferne iljm nicht 
gefefrliche AblehnungSgrünbe sur Seite fteben, anauneömen unb 

währenb ber beftimmten $)auer ju perwalten. 

c. $)aS Bürgerrecht wirb nad) ben Ausfchufjanträgen (Art. b) 
nur burd) auSbrüdliche Verleihung erworben. Befähigt 3 ur fe 
Werbung beS Bürgerrechts finb nach erreichter Volljährigkeit 
felbjtänbige üftänner, welche fid) im Befifce beS baprifchen $ns 
bigenatS befinben, in ber ©emeinbe wohnen unb bafelbft mit einer 
bi retten Steuer angelegt ftnb (Art. c); üttänner, welche in ber 
©emeinbe heimatberechtigt ftnb, können bie Verleihung bes Bürgers 
rechts fofort mit bem Eintritte jener Befähigung anfprechen, Nichts 
heimatberechtigte aber erft nach jweijährigem Aufenthalte; bie 
©emeinben finb befugt, baS Bürgerrecht 3 U oerfagen, wenn ber Bes 
werber wegen eines Verbrechens ober wegen eines entehrenben Vers 
gehenS oerurtheilt würbe ober in Unterfuchung fteht, ober wenn bie 
3uläffigfeit ber Verwahrung in einer ^oli^eianftalt ober ber Stellung 
unter Sßolijeiaufflc^t gegen ihn auSgefprochen würbe jc., ober wenn fid) 
ber Bewerber in QümcurS befinbet ober einem gerichtlichen Verfahren 
wegen Verhängung ber Guratel unterliegt, ober wenn er innerhalb ber 
feiner Bewerbung unmittelbar oorhergehenben jwei $ahre eine Unters 
ftüfcung aus Bütteln ber öffentlichen Armenpflege nad)gefud)t ober 
erhalten hat. 

3öer in einer ©emeinbe ein befteuerteS SBohnhauS befifct 
ober mit bireften Steuern minbeftenS in bemfelben Betrage wie einer 
ber brei Ijöchflbefteuerten Einwohner angelegt ift, fann baS Bürgers 
recht in biefer ©emeinbe, infofeme er fonft jur Erwerbung beffelben 
befähigt ift, auch bann anfprechen, wenn er nicht bafelbft wohnt. 
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3IuSlänbern ift ber ©rroerb beS Bürgerrechts in berfctben SBeife 
ermöglicht, wenn fie bic (Sntlaffimg aus bem fremben Unterthanenoen 
banbe beibringcn. 

^ntänber, welche entweber feit jroet 3 <*h rcn in bei* ©eineinbe 
wohnen, ober feit $ahreSfrift ein £)auS bafetbft befifcen, tonnen, wenn 
fie fonft befähigt ftnb Bürger 31 t werben , von bcv ©emeinbe jum 
Bürgerred)tScrwerbc genötigt werben» 

3)ie ©emeinben fiub ferner befugt, uon bem neu (Kintretenben 
Bürger au fnat) nt Sgebiifyr en im betrage ooit 25—100 fl» 3 U er; 
heben, unb ben ©enuf; ber bcfonberen ©emeinbenutjungcn überbiejj non 
ber Besatzung einer ©emeinberedjtSgebiihr abhängig 311 mad;cn. 

3)aS Bitrgerrcdjt wirb burd) ben Berluft ber 3 ur (Erwerbung 
beffetben erforbertid;en Befähigung uerloren. 

3. $n ber ^3 f a f 5 wirb baS »ipeimotredjt fdjon bcrmalen mit bem 
Bürgerred)te erworben; biefe BrariS finbct nunmehr burdf) ?lrt. 5 2lbf. I 
if>re gefehlte Betätigung, berfelbc fann fonach in ber Bfalj fofort in 
Üöirffamfeit treten unb 3 war um fo mehr, als bie iRaterie beS Bürger; 
rechts für bie Bfal3 gefonbert unb 3 war im engften 9lnfd)luffe an baS 
bafclbft bereite beftehenbe 9ted)t geregelt werben foK. $ur Bermeibung 
etwaiger Streitigkeiten wirb eS übrigens swecfmäjtg fein, wenn 9teu; 
an 3 iel;enbe, weldje baS Bürgerredjt in einer ©emeinbe erwerben, bie in 
9lrt. 29 oorgefc^riebenen unb aud; in ben Borfcf)lägen ber ©emernbe^ 
orbnung in 2luSfid)t genommenen Formalitäten erfüllen. 

4. £)a baS gegenwärtige ©efeb aus triftigen BwedfmäjiigfeitS: 
rüdfid)ten an bem ©runbfatje fejityätt, baf$ man nur in einer ©e= 
nteinbe l)eimatbered)tigt fein föntte, fo würbe ber Crrwerb eines neuen 
Bürgerrechts in 9lnwenbung beS 5lrt. 5 ?lbf. I unb beS 2lrt. 1 4 3iff* l 
gegenw. ©ef. ftets ben Berluft beS früheren £>eimatrecl)teS nach fich 
jie^en. Q:S ift flar, baß biefj in oielen Fällen 3 U änconoeniensen 
führen würbe, inbem 3emanb nach ben 2luSfd)uj$anträgen auch künftig 
in oerfcf)iebenen ©emcinben gleid) 3 eitig baS Bürgerre<f)t befifcen tann, 
unb ben ©emeinben überbieg baS Dtedjt eingeräumt ift, ben Beftber 
eines in ihrem’ Besirfe befinblidfen 2 ÖohnhaufeS auch bann, wenn er 
anberwärts wohnt unb ^eimat 6 erecf)tigt ift, sunt (Krwerbe beS Bürger; 
rechtes 3 U nötigen. Um fold^e ^nconoeniensen ferne 3 U halten, würbe 
ber Hbfafc II eingefchaltet, welcher eine Ausnahme oon ber in 9lbfat$ I 
enthaltenen Dtegel bilbet. 

£)iefe Ausnahme erftredt ficf) übrigens nur auf bie unten in 
9tote 6 unb 7 beseichneten (Kategorien unb fmbet in ber Bl<U$ teine 
5lnwenbung, weit baS bortige 9iccf)t nur benjeitigen, welche fich in ber 
©emeinbe wirtlidl) nieberlaffen, baS Bürgerrecht gewährt unb ebenbejjhfltb 
ben gleichseitigen Befib mehrerer Bürgerrechte überhaupt nicht fennt 
(cf. %xt 28). 
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5. hierunter ift jcbc ©emeinbe oerftanben, in welcher bcr Be= 
treffenbe nicht heimatbered)tigt ift. 

6. A$er in <voCgc Jpaunbeftben Bürger einer fremben ©emeinbe 
toirb, erlangt ban «£)eimatred)t bafelbft nur bann, meint er en unter 
Beobachtung ber in Art. 5 Abf. II oorgefdjriebetten fvörmlidjteiten aun= 
brüdlid) in Anfprudj nimmt; gleichgiltig ift hiebei, ob ber Betreffenbe 
bereite ein Bürgerrecht iit einer anbereit ©emeinbe bcjtbt ober nicht, 
(oergl. 9t9ithä ; Berhanbl. 0. 375 — 379). der im Ausfdjugprotofolle 
XX AB. II 0. 285 enthaltene 0ab „bag beseitige, toeldjer erjtmatS 
ein Bürgerrcdjt ertoerbe, ban £)eimatred)t in einer anberen ©emeinbe 
fid; nicht oorbehalten föttne", ift baher bezüglich ber ^aunbefiber nicht 
Zutreffenb. 

7. $eben Bürgerrecht, für beffen Beftfc bcr Aufenthalt in 
ber ©emeinbe eine mefcittlidje Borbebinguitg bilbet (Art. c ber 
Borfchl.), gel)t mit bem ASechfel ben Aufenthalten ipso jure oerloren; 
ber gleichzeitige Befij} jmeier Bürgerrechte ift baher nur tnöglidj, roenn 
ftdj beibe, ober toenigfteitn einen berfelben, entroeber auf bett SBefib 
einen 33ohnhaufen ober barauf griinben, bag bcr Betreffenbe in ber 
©emeinbe „mit bireften 0teuern minbeftenn in bemfelben Betrage, 
wie einer ber brei Ijöchftbefteuerten ©inmohttcr angelegt ift" (Art. g). 
dag gerabc ban 3 u 1 e ^ t c r 10 or bene Bürgerrecht fid; auf einen jener 
beibeit Aitel, näntlid) auf bie Beftimmungen ben Art. g ber Aunfchug^ 
oorfdjläge, grün beit müffe*, ift in Art. 5 Abf. II nicht aunbrüdtlich 
gejagt, allein man hatte bei beit Aunfd)ugberathungen in ber £h a * nur 

- foldje ftätle im Auge, A s -B. II 0. 85, auch mürbe eine gegenteilige 
Aunleguitg bem 0i;ftente ber Öemeinbeorbitung, fomie ben ^rincipien 
ben Art. 5 Abf. I, monad; bie Aunübung ben Bürgerrechte in ber 
Otegel nur ben ^eimatberechtigten jutommen foll, mibcrfprecheit; oergl. 
AB. I 0. 27 u. 28, AB. II 0. 285 u. 286. A>ettn alfo $emanb 
itt ber ©enteinbe A in $olge Jpaunbefihen Bürger ift, bann in bie 
©emeinbe II überfiebelt unb bort nur auf ©runb feinen Auf 5 
enthalten ban Bürgerredjt erroirbt, fo rcirb er fid) bie Heimat in 
bcr ©eineinbe A nicht oorbc halten tonnen, bagegen oerbleibt ihm 
fetbftoerftänblich ban Bürgerrecht in ber ©emeiitbe B fo lange er ban 
befteuerte 3Öohnhaun bort innc hat, ba ber Crrmcrb ben 3ioeiten Bür; 
gerrechtn ben Berluft ben erften nidjt ipso jure nad; ftdj zieht. 

8. 5)an ©efeh beftimmt feinen 3 c ^P uu ^f innerhalb beffen ban 
neue ^Seimatrccht in Anfpruch genommen unb ber *Berzid)t auf ban 
frühere erflärt merben mug; en toirb baher anzunchnten fein, bag biefe 
(Srflärungen jeberzeit, b. h- fo * an 9 e überhaupt ban z u ^ht erworbene 
Bürgerrecht mährt, abgegeben merben fönite. demgegenüber finben 
ftch im VIII. Aunfchufjprotofoüe z^o r einige Aeugerungen (TO. II 
0. 103), moraun gefolgert merben tonnte, bag jene (Srflärungns 
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abgabe glcichjeitig mit bcm neuen Bürgerre<ht3erroerbe ftattfinben 
müffe, allein man wirb $u beamten haben, baf? bic bamalige Raffung 
beS nunmehrigen ArtifelS 5 (5133. IS. 199 Art. 15) fpäter gerabe 
ju ©unften ber betreffenben ^3erfonen oeränbert mürbe (3(33. II S. 285 
u. 286. 3öenn nun ermogen mirb, bafj ein ÜJtann, melier in einer 
©emeinbe ein A3ohnhauö befiel ober fo oiel Steuern als einer ber 
brei höchftbefteuerten ©inmohner ja^tt, jebenfalfö in fel)r engen unb 
realen Be 3 iel;ungen 3 ur ©emeinbe ftet)t , unb menn ferner ermogen 
mirb, bafj bie Biirgeraufnabmsgcbühr zugleich bie ,§eimatgebühr unb 
fomit einen bauernben 3(nfpruch auf unentgeltliche 33erleihung ber £)eis 
mat in fi<h fd)lic9t, unb menn enblid) beriicffic^tigt mirb, bafj ber 3lb; 
fab II be$ 3(rt. 5 lebiglid) ben betreffenben Berfoiten nicht aber ber 
©emeinbe ein 9te<ht unb eine 33ergün[tigung einräumen roifl, fo mirb 
benfelben auch bic Befugnijj, jeberjeit auf biefeS heneficium }u oen 
giften, faum 31 t beftreiten fein. 

9. ®aburch, bajj ^ernanb bas Bürgerrecht in ber erften ©emeinbe, 
in roelcher er ba$ ^)eimatred)t beibehalten hotte, oerliert, mirb an ben 
5 >eimat$oerhältniffen nid^tä geänbert, b. h* er bleibt gleichmojhl in jener 
©emeinbe heimatbcrechtigt, menn er auch in ber 3 meiten ba§ Bürger; 
recht noch befifct, ba bie Heimat nur bann ocrloren geht, menn mit 
bem 3 roeiten Bürgerrechte sugleich eine neue Heimat erroorben mürbe. 

£rt. 6. *) 

I. Anfpruch 3 ) auf Berleihung 4 ) be$ ,£>eimatrechte$ 5 ) in 
ber AufentholtSgemeinbe fabelt jene Angehörige be$ batyerifchen 
Staates, 8 ) welche im3llter berBottjährigfeit 7 ) nnnnterbrochen 8 ) 
wäl)renb ber fünf ihrer Bewerbung unmittelbar 9 ) oorauSgeheu; 
beit Sahre freiwillig 10 ) unb felbftänbig in ber ©emeinbe n ) fich 
auf gehalten, 12 ) währenb biefer 3eit 13 ) bnrefte Steuern 14 ) an 
ben Staat begabt, ihre Belichtungen 15 ) gegen bie ©emeinbe; 
caffe unb Armencaffe erfüllt, Armen unterftü^uug 16 ) aber Weber 
beanfprucht noch erhalten hoben. 

II. Als felbftänbig 17 ) finb nicht gu erachten: 

1) ißerfonen, welche auf ©rnttb richterlicher Berfüguitg unter 
©uratcl ftehen; 18 ) 

2) $)ienftboten, ©cwerbSgehilfcn unb ^auSföhne, welche im Brobe 
beS ®ienftherru ober gamilienhaupteS ftehen unb feine eigene 
Söohnung h^ben. 19-21 ) 

1) 33erglei<he A33. I S. 201, 204, 253, 273, 305; A33. II 
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<3. 103, 110, 285, 429; ferner ben Verist beS AuSfdjußrefereiiten 
ber Kammer ber SKeichSräthe ; ber Vfalj ben Art. 28. 

2 . 2)ie Veftimmungen beS gegenwärtigen ArtifelS treffen infoferne 
mit ben Vorfdjlägen ber ©emeinbeorbnung über ben Anfpruch auf 
Verteilung beS Bürgerrechts jufammen, als auch |ier bie Volljährigfeit, 
bie 3elbftänbigfeit, bie (Entrichtung einer bireften ©taatsfteuer unb bie 
(Erfüllung ber Verpflichtungen gegen bie ©emeinbe, als Vorbebingungen 
aufgefteUt finb; fie unterfdjeiben ftch aber baburch, baß für ben Bürger; 
rechtserwerb männliches ©efchled)t, ein befonberer ©rab oon Unbe; 
fd|otten|eit, bie (Entrichtung ber Vürger=5tufna|m§gebü|ren unb ein 
Zweijähriger Aufenthalt erforbert wirb, wä|renb ber Anfpruch auf 
Verleihung beS £eimatred)teS nad) bem oorftehenben Avtitel auch 
OrrauenSperfonen jufommt unb bie (Entrichtung einer geringeren 
©ebü|r (ber ^eimatgebühr) oorauSfefct, bagegen aber oon ber Voll; 
enbung eines fünfjährigen Aufenthaltes abhängig ift. 

3. 9Ber ben fämmtlichen VorauSfefcungen beS gegenwärtigen Ars 
tifetS genügt unb bie in ber ©emeinbe etwa beftehenben ^eimatge; 
bü|ren befahlt h<d/ erwirbt baS gefefclich gewä^rleiftete 3techt beS 
Anfpruc|eS auf Verleihung ber £eimat. 2>ie Heimat felbft entft e |t 
jeboch erft mit bem Verleihungsafte b. h* bann, wenn ber Anfpruch 
wirtlich erhoben unb oon ber beseitigten ©emeinbe ober oon ber ju; 
ftänbigen 3taatSbehörbe für begrünbet erfannt würbe; bis jum (Sin; 
tritte beS VerteihungSafteS ift ber Vetheiligte jebenfaÜS gum Verzichte 
auf ben erhobenen Anfpruch befugt, wä|renb ein Verzicht auf baS 
wirtlich erworbene £eimatred)t un^uläffig ift. 

i)a bie ©eltenbmad)ung beS in Diebe ftehenben DtechteS auf einem 
freien AßittenSafte beruht, fo muß bie betheiligte ^Serfon aud) jur 
Willensäußerung rechtlich befähigt fein. 

4. $)er AuSbrudf „Verleihung beS £)eimatred)teS" ift gleiche; 

beutenb mit bem in ber DtegierungSoorlage (Blge. K. Art. 2 b AV. I 
3. 245) gebrausten AuSbrucfe „Aufnahme in ben ^eimatoerbanb ber 
©emeinbe"; er bezeichnet lebiglich ben formellen Aft, burch welken 
conftatirt wirb, baß einerfeitS ber Vetheiligte bie Vorbebingungen beS 
Art. 6 erfüllt unb feinen Wißen, bie Heimat z u erwerben, gehörig 
erflärt hat, unb baß anbrerfeitS ber ©emeinbe ein gegrünbeter (Sinmanb 
gegen ben ^eimaterwerb nicht s u f tc ^» wäre toig, wenn man 

bem AuSbrude „Verleihung" bie Auffaffung ju ©runbe legen wollte, 
als fiünbe eS im Velieben ber ©emeinbebehörbe, bie Heimat ju er; 

Seilen ober ju oerfagen ; benn eS hanbett jtd) l)itv überhaupt nid)t um 
einen Aft ber ©emeinbeautonomie , fonbern bie ©emeinbe ift bei bem 
Vorhanbenfein ber gefejjlichen Vorbebingungen jur (SrSeilung beS 
matreSteS oerpflichtet unb fann unb muß im VteigerungSfalte auf Ve? 
fSwerbe beS Beteiligten ^ie^u genöSiöt werben; hi erau§ ergibt fiS »35 

6 
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ferner, bafj bie ©emeinben nic^t befugt ftnb, bie Verleihung ber Heimat 
in ben hätten beß Art. 6 non anbereit, alß ben gefefelicfjen Vorbebings 
ungen abhängig gu machen; ©ergt. Art. 14 9tote 2. 

3ur Verleihung ber Heimat ift nad) Art. 22 bie ©emeinbener; 
waltung (in ber $ßfatg ber ©emeinberath) berjeitigen ©emeinbe gu= 
ftänbig, in weiter bie Heimat erworben werben will ; eine ©enetymigung 
ber Auffittßbehörbe ift gur ©iltigfeit beß betreffenben Veftluffeß nid)t 
erforberlicf) unb ebenfowenig ift in ©emeinben mit ftäbtifter 33er; 
faffung bie B^ftimmung ber ©emeinbebeootlmättigten notffwenbig. — 
©inb bie Voraußfefcungen beß gegenwärtigen Artifelß nid)t fämmtlit 
erfüllt, fo §at bie ©emeinbeoerwattung, wenn fie gleid^wo^l bie Heimat 
©erleben will, nad) Art. 8 gu ©erfahren. 

5. a. $)aß ^)eimatrecf)t roirb bei guftimmenben Vefttüffen ber 
©emeinbebe^örbe im 9ftoment ber ^Sublimation beß Veftluffeß erroorben; 
hat bie ©emeinbebefyörbe bie 3 u fti mmun 9 ©erweigert, fo tritt ber $eU 
matermerb erft bann ein, wenn baß (Srfenntnif; ber guftänbigen höheren 
Vehörbe publigirt resp. redjtßfräftig geworben ift. 

b. 2>ie beteiligte ^ßerfon ift gweifelloß berechtigt, eine Urfunbe 
über bie erfolgte ©rtljeilung beß ^eimatretteß gu ©erlangen. 

c. 3« wie weit fid) baß auf ©runb beß gegenwärtigen Artifelß 
erworbene ^)eimatred)t auf bie Familienangehörigen erftreeft , ift nad) 
Art. 1, 3 unb 4 gu beurteilen; fn ena d) erlangen bie ehelichen $inber 
einer 2Bittwe, weite ©on bem Art. 6 ©ebraut matt, feitteßwegß, wie 
im ©ociatgefehgebungßaußftuffe ©on einer ©eite angenommen würbe, 
bie Heimat ber 9ttutter, fonbem fie behalten ©ielmel;r bie Heimat beß 
©erftorbenen Vaterß bei. 

6. a. FÜ* bie Anwenbung beß Art. 6 im biefjrheiniften Vapem 
ift eß gleitgiltig, ob Bemanb ben Sanbeßtheiten bießfeitß beß 3th e ^ n ® 
ober ber ^Sfatg angehört; in ber Vfalg finbet ber gegenwärtige Artifel 
jebot nur bann Anwenbung, wenn ein Angehöriger ber Sanbeßtheile 
bießfeitß beß 3th e ^ ng bie föeimat in einer pfätgiften ©eineinbe erwer; 
ben will (Art. 28). 

b. $>ie Anfpritte, weite ber gegenwärtige Artifel gewährt, fönnen, 
wie bereitß oben erwähnt, aud; ©on Frauenßperfonen erworben werben, 
waß gegenüber ben bißherigen Veftimmungen, wonad; Flauen ©on bem 
Duette ber Anfäffigntatung außgeftloffen waren, alß FortfdEjritt erfteint. 

c. Außlänber, weiten eine ©orläufige Heimat in Vapern begljalb 
angewiefen worben ift, weit beren Vkgweifung auß bem ©taatßgebiete 
nitt mögtit war, finb nat bem lebten Abfafje beß Art. 9 wie 3>n; 
länber gu behanbeln. 

7. a. $)er Sauf ber fünfjährigen F*ifl beginnt für Volljährige mit 
bem £age an weitem fie ihren Aufenthalt in ber ©emeinbe genommen 


®efep über £eimat, Verehelichung unb Aufenthalt. Art. 6. 


83 


haben; bie uor bem 1. ©eptember 1868 jurücfgetegte Aufenthaltsort 
wirb jeboct) im #inbücf auf bie ©pecialbeftimmung beS Art. 53. 
Abf. V nicht in Berechnung gezogen. 

b. ftür ^inberjä^rige , welche fief) in ber ©emeinbe aufhalten, 
beginnt bie $rift erft mit bem Momente, in welchem fie oolljälirig ge; 
roorben fmb b. h* baS 21. SebenSjahr jurüdfgelegt hoben. 

(Sine ©rofejährigfeitSerflärung fann ben Anfangstermin ber in 
Diebe ftetjenben $rift nid;t auf einen früheren 3eitpunft oertegen, ba 
bie (Srtheilung ber venia aetatis ben DJtinberjäfyrigen feineSwegS in 
alten Beziehungen ben großjährigen s $erfonen gleichftedt unb überhaupt 
ein rein cioilrecf)tlicf)e3 ^fnftitut ift, beffen Aßirfungen fid) nicht auf baS 
©ebiet beS öffentlichen Died)teS erftrecfen; cf. Cod. Justin. II £it. 45 
©onft. 2 unb 4, Cod. civil, bav. Max. £h* I (Sap. VII § 36 unb 
ÄreittmaprS Anmerf ungen ^teju § 36 $iff. 7, ArnbtS ^anbeftenle^r; 
buch § 36, Dr. ^ßöjl’S Sehrbuch beS baper. BerfaffgSr. § 25. 

8. £>er AuSbrucf „ununterbrochen" bezieht fidf) nicht blofj auf 
bie 2)auer unb ^reiroilligfeit beS Aufenthaltes, fonbern eS mufj auch 
bie ©elbftänbigfeit unb bie ©teuer Pflicht roährenb ber oollen fünf 
$ahre beftanben hoben. 3ebe Unterbrechung in irgenb einem biefer 
Berhältniffe bewirft, baß ber bis bahin jurüdgelegte Aufenthalt nicht 
mehr in Anrechnung fommt. dagegen fann bem Umftanbe, baS $e; 
manb im Saufe ber fünf $ahre irgenb einmal feine Verpflichtungen gegen 
bie ©emeinbe; ober Armen; jtaffe oerfäumte, nicht bie gleiche Aßirfung 
beigemeffen werben, ber Beteiligte ift oielmehr in einem folgern $alle 
an ber ©eltenbmachung feines AnfprudheS nur bann gehinbert, roenn 
er fidh im Momente, in roeldhem er bie Heimat erwerben will, mit 
ben treffenben Seiftungen noch im Dtüdftanbe befinbet. 

AßaS bie Unterbrechung ber Aufenthaltsbauer inSbefonbere betrifft, 
fo ift im Beridjte beS AuSfdhußreferenten (AB. I ©. 253) bemerft: 
„Aßer im Saufe ber fünfjährigen fjfrift fein ciuilrechtlicheS ®omicil in 
ber ©emeinbe uerliert unb bann wieber jurücffehrt, beffen Aufenthalt 
ift ein unterbrochener. " ^iegegen ift ju erinnern, baß ber Art. 6 
überhaupt nicf)t oon einem cioilredhtlidhen £>omicite fprid)t (oergl. bie 
Aote 12); allein eS ift {ebenfalls fo oiel gewifj, baß ber Aufenthalt 
burdh eine, wenn auch länger bauernbe Dteife u. bergt, nicht unter; 
brodhen wirb (cf. Art. 7 Dtote 8), fonbern bajj eine Unterbrechung nur 
bann anzunehmen ift, wenn auS ber eigenen (Srflärung beS Beteiligten 
ober auS ben tatfächlidhen Umftänben erhellt, baff bie Aufenthalts; 
be$iehungen beSfelben gegenüber ber ©emeinbe oollfommen gelöft finb 
(AB. I ©. 201). demnach bürfte bie in jenem Berichte weiter ent; 
haltene Aeußerung: „Aßer im Saufe ber fünfjährigen ftrift eine ^reihritä; 
ftrafe abzubüfeen hotte, beffen freiwilliger Aufenthalt in ber @e; 
meinbe erfdheint fetbft bann als unterbrochen, wenn er bie ^reiheitSjtrafe 

6 * 
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im ©emeinbebegirfe gu erfte^en ^atte, benn fo lange eine Werfen einge; 
fpervt ift, erfdjeint ihr Aufenthalt nidjt als ein freimütiger" etroaS 311 
weit gehen; benn roeitn man nur bett wirf liefen 33ertuft beS 2)omicilS 
ober beS ftänbigeu Aufenthaltes als Unterbrechung erachtet, fo !ann 
man aud) nicht roohl annehmen, baf; ber Aufenthalt burdh febe, noch 
fo geringe e e itöftr af e im (Sinne beS ©efe^eS als unterbrochen gu 
gelten höbe, fonbern bie ftreiheitSftrafe muff toenigftenS oon folcher 
Oauer fein, baff fie nad) ber SRatur ber©ad)e eine ÜJöfung jener Auf; 
enthaltsbejiehungen herbeiführt. 

$n bem ©chlufjprotofolle oont 15. $uli 1851 gu bem ©othaer 
Vertrage ooin felben £age mürbe angenommen, bag ein unfreimiltiger 
Aufenthalt nid)t als Unterbrechung angufehen, fonbern baff ber Auf; 
enthalt nur als ruhenb gu betrachten fei. 33ergl. überhaupt bie @on; 
ferengprotofolle dd. ©otha 10. ^Juli 1851; 22. $uli 1854 unb 

22. $uli 1858 (äftüller, bie Uebereinfunft beutfeher 33unbeSftaaten 
00 m 15. $uli 1851). 

9. 2)ie fätnmtlidjen 33orauSfebungen ntüffen in bem Momente, 
in meinem ber 33etf)eiligte feinen Aitfprud; geltenb gemalt, oorhanben 
fein ; menn baher 3>emanb mährenb eines fünfjährigen BeitraumeS allen 
33orbcbingungen genügte, fobann aber aus ber ©emeinbe meggegogen 
ift, fo fann er barauS, bag er früher bie Sßorbebingungen bereits erfüllt 
hatte, feinen Anfprud) mehr ableiten. 

10. AIS unfreimiltig gilt ber Aufenthalt nur bann, menn 
eine Sßerfon beit Aufenthaltsort nidf)t felbft gemählt h a * unb benfelben 
in f^olge gefehlter ©eftimmungen nicht oertaffen barf; biefc ift 3 . 33. 
ber $all bei ©olbaten, meld)e 3 ur (Erfüllung ihrer 3Jtititärbienftpflicht 
in ber ©emeinbe anmefenb fein ntüffen, ferner bei Sperfonen, melche 
fich in £aft befinben. dagegen mürbe in ben AuSfchufjoerhanbtungen 
auSbrüdlich conftatirt, bag ber Aufenthalt eitteS Beamten als frei; 
miHiger gu eradjten fei, ba bie Beamten redjtlid) ftets in ber Sage 
ftnb, auf il)re bienftlidje (Stellung 3 U ocrgidjten unb fid) h* e ^ ur ^) ® on 
ber üftothmenbigfeit beS Aufenthaltes in ber ©emeinbe gu befreien 
(A3$. II ©. 285). (Sbeitfo mu| ber Aufenthalt ber Oienftboten unb 
bergt., menn audj baS beftehenbe 33edragSoerhättnif; nidf)t jebergeit roüt; 
fürlid) gelöft merbeit fann, als freimütiger gelten, ba ber (Eintritt in 
ben £>ienft ein freiroitliger mar. Auch ber Aufenthalt in ber ange; 
roiefenen ^eimatgemeinbe ift ein freimilliger, ba bie Anmeifung einer 
Heimat für bie betreff enbe ^erjon feine s Jiöthigung tnooloirt, fnh in 
ber Jpeimatgemeinbe aufguhalten. Ob ber Aufenthalt einer (Sh e f rau ' 
mährenb fie fich bei ihrem @h emannc befinbet, als freimilliger gu er; 
achten unb fpäter, menn fie als 3Bütroe baS ^eimatrecht beanfprucht, 
in Anred^nung gu bringen fei, erfcheint gmeifelhaft; nach ber Intention 
beS ^efebeS, meines ben ^)eiinatermerb überhaupt unb namentlich auch 


von 35 


©efep über Heimat, Berehelidjung unb Aufenthalt. Art. 6. 


85 


für grauen erleichtern miß, fowie naß) ber fßatur beö @hebanbe§, 
welche^ freiwißig eingegangen ift unb eine ($5emeinfdjaft ber 9^ecf)te oer; 
mittelt, biirfte jene §rage übrigens ju bejahen fein unb $war auch in Be; 
jidjung auf bie Borbebinguitgen ber ©elbftänbigfeit unb ©teuerjafßung tc. 

11. $n ben $äßen einer ©emeinbeumbilbung (cf. fßote 5 ju 
Art. 1) gehen bie Berbinblichfeiten, n>etcf)e bie frühere ®emeinbe gegen 
bie überwiefeneit Berfonen hatte, ipso jure auf bie neue Öemeinbe 
über; bei Berechnung ber AufenthaltSfrift fommt foitach auch berjeitige 
Aufenthalt, welchen eine überroiefene Berfon in ber früheren ©eineinbe 
jurüdfgelegt hat, in Anfcfjlag. 

12. 9Jtan hat ben AuSbrucf „Btohnftfe ober Oomicil" abfichtlich 
oermieben, um nic^t bie (£ontrooerfen beS GioilredhteS auch auf ba§ 
oorwürfige ©ebiet übertragen; ber Aufenthalt im ©inne beS gegen; 
roärtigen ©efeijeS ift jebod; berart qualiftcirt, bafj er in ber ßtegel als 
©ohnfifc in ber cioilrechtlichen Bebeutung biefeö BßorteS erfc^eint ; ogl. 
AB. II. ©. 451. 

13. Bergleiche oben bie fftote 8. 

14. Oie Bejahung inbirefter ©teuern ift fo^in nicht ge; 
nügenb. 

15. (Ss ift hier nur non folgen Berpflidhtungen bie fftebe, welche 
aus bem ©emeinbeoerbanbe erwadhfen; benn wenn audh ber AuS; 
bruef ganj aßgemein gehalten ift, fo läßt fich bodj im 5Mnblicf auf bie 
fftatur beS ©efeljeS nidjt annehmen, ba§ baSfelbe in baS ©ebiet beS 
(SioilrechteS übergreifen wollte; ber Umftanb, bajj .IJemanb m it einer 
in cioilrechtlidjen Berhältniffen begrünbeten Seiftung gegen bie ©emeinbe 

B. mit 3infen aus einem Darlehen ober mit einem ^auffdjißinge 
fich im ßtüdftanbe befinbet, fann fonadj bie ©eltenbmadhung beS An; 
fprudheS auf bie (Srtheilung ber Heimat nid^t hinbern. $ür biefe An; 
fchauung fprid^t audh eine gelegentliche Bemerfung beS AuSfdhujjrefetenten 
(AB. I ©. 254), welcher ju Art. 7 befonberS h eroor ^ e ^/ foafj ^ cr 
bie Borbebingung ber Umlagenentrichtung jricf)t erforbert werbe. 

BBenit in einer ®emeinbe Beiträge jur ^emeinbe; ober Armen; 
faffe überhaupt ni<f)t erhoben werben, fo ceffirt natürlich bie in 3tebe 
ftehenbe Borbebingung. 

16. a. 2ßer Armenunterftii^ung nachfudht ober empfängt, oon bem 
wirb gefe^lich oermuthet, bafj er auch * n 3ufunft nicht im ©tanbe fei, 
fich felbft $u ernähren (cf. AB. I ©. 202); ben (^emeinben würbe 
baher baS 9ted)t eingeräumt, folgen Betonen bie (Srtheilung ber -£>ei; 
mat ju oerweigern; biefe Berweigerung ift fdfjon bann juläffig, wenn 
bie betreffenbe Berfott ein, obgleich erfolglofeS, Unterftü^ung§gefud) ge; 
fteßt hat; audh ift eS gleichgiltig, ob bie Unterftü^ung in ber Auf; 
enthaltSgemeinbe ober an einem attberen Orte nachgefucht ober ent; 
pfangen würbe. 
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17. bcr oom ©o$ialgefehgebungSs$luSfd)uffe juerft bcfc^foffenen 
Raffung beS $Irt. 6 mar bcr 3?efth eines „eigenen §auSftanbeS" als 
33orbebingung beS ^eimaterroerbeS aufgeftellt, 5(35. I ©. 273; ba ficb 
febod) 3^)cifel ergaben, „„ob unter ^erfonen „mit eigenem §auSftanbe" 
nur fold)e $u oerfte^en feien, bie einen eigenen §erb tyaben, ober 
aud) fold>e, bie ofjne eigenen §eerb eine felbftäubige ©tellung traben, 
aber in einem fremben £auSf)atte leben/'" fo ^at man beti 9luSbrurf 
„felbftänbig" gerodelt unb biejenigen ^erfonen, roetdje im ©intte beS 
(SefefceS nid)t als felbftänbig gu eradjten ftnb, auSbrüdlid) bejeid); 
net, TO. II ©. 451. 2)urd) biefe Raffung ift roenigftenS fo oicl er; 
rei<f»t, baf; bie in 3iff- 1 unb 2 be 3 eid)neten Kategorien ätoeifettoS als 
unfelbftänbig an^ufe^en ftnb ; ba übrigens foroofjl in 3lrt 6 als in ben 
33orfd)lägen über baS 33ürgerred)t außer bei* ©elbftänbigfeit nod) roeiter 
erforbert mirb, ba§ bie bctreffenben ^erfonett mit einer bireften ©teuer 
angelegt finb, fo erfdjeint ber begriff „©elbftänbigfeit" gerabe burcf) 
biefeS (£rforberni§ entfpred)enb ergänzt. 311S felbftänbig erfdjeinen fo^in 
unbebingt alle oolljä^rigen biSpofitionSfä^igen Sßerfonen , roeld)e bireftc 
©teuern entrichten unb ber f)äuSlid)en ©eroalt eines anberen nicf)t um 
mittelbar untermorfen ftnb. 
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18. Unter bie 3iff cr 1 faden nid)t bloß bie dftinberjährigen, 
fonbern ade ©erfonen, meid) e wegen ©dangelS ber nötigen ©eifteS; 
fähigfeit ober wegen ©erfchwenbung unter ©ormunbfehaft geftedt finb. 

19. a. $n 3df er 2 finb gwei Kriterien aufgeftedt; baS eine be; 

fte^t barin, bafj i m ©robe beS $)ienftf)erm ober Familien; 

haupteS fte^t unb bas aitbcre barin, bag ber ©etreffenbe feine eigene 
©Bohnung hat; biefe beiben Momente tnüffen conjunftio aufgefafjt wer; 
ben, b. f). nur wenn beibe Momente gugleich oorhanben finb, ift eine 
©erfon nicht als felbftänbig gu betrachten ; wenn alfo g. ©. ein Dienft; 
bote ober ©ewerbSgehilfe gwar non bem $)ienftherrn bie $oft empfängt, 
aber aufjer bem £)aufe beSfelben wohnt, fo ift er felbftänbig; baS 
nämliche ift ber $ad, roenit ber 2)ienftbote ober ©ewerbSgehilfe gwar 
im ,£aufe beS ^ienftf>errn wohnt, aber für feine ©eföftigung aufjer 
bem §aufe felbft gu forgen hat (TO II 0. 452). 

b. §ür bie Auslegung beS AusbrucfeS „©ewerbSgehilfen" ift ber 
bem ©ewerbe; unb ©ewerbfteuer;©efebe gu ©runbe liegenbe ©egriff 
beS ©ewerbeS maggebenb (TO. II 0. 389). 

c. Auch ©erfonen weiblichen ©efchled)tS, welche nod) im elterlichen 
©robe fielen unb feine eigene ©Bohnung haben, finb als unfelbftänbig 
gu erachten; bie ©Bahl beS AuSbrudeS „HauS föhne" ftatt „HauS; 
finber" beruht offenbar auf einem OtebaftionSoerfehen, welkes baher 
rührt, bag bie Definition beS ©BorteS „felbftänbig" erft burd) bie 
Kammer ber OfekhSräthe bem Art. 6 beS HeimatgefeheS beigefügt würbe 
unb gwar in ber für ben (Erwerb beS ©ürgerrechteS berechneten Raffung, 
worin felbftoerftänblid) nur oon §auS föhnen bie dtebe fein fonnte. 

d. Unter ben ©egriff „eigene ©Wohnung" fädt jeber gur 0d) laf; 
ftätte taugliche ©Bohnraum, welchen ^emanb für eigene Rechnung ge; 
miethet h a t; eS wirb alfo weber baS Eigentumsrecht oorauSgefefct, 
noch ift crforberlich , bag bie ©Bohnung gur Rührung eines förmlichen 
Haushaltes tauglich, alfo mit eigenem H eer ^ e oerfehen fei. 

20. ©Ber einen Anfpruch auf ©runb beS Art. 6 erhebt, h a * 
auf ©erlangen ber ©emeinbe bie oodftänbige ©rfüdung ber ge; 
(etlichen ©orbebingungen nachguweifen. 3 ur Erleichterung biefeS OZacfc 
weifeS ift es gwecfbienlid), wenn ber ©etheiligte redjtgeitig Angeige oon 
feiner Oiiebcrlaffung erftattet unb fi<h hi cv über ©efcheinigung erteilen 
lägt; ber ©eginn ber gefefclichen AufenthaltSfrift ift jeboch feineSwegs 
oon ber Erstattung jener Angeige abhängig. 

©Birb oon 0eite ber ©emeinbe eine Unterbrechung beS Aufent; 
halteS behauptet, fo änbert bieg nichts an ber ©eweislaft, fonbern ber 
©etheiligte hat eben für ben 3eitraum, mährenb beffen bie Unterbrechung 
ftattgefunben h^ben fod, einen befonberen 9Zad)meiS über bie ^ortbauer 
beS Aufenthaltes gu liefern. AnberS oerhält eS ftd), wenn bie ©emeinbe 
behauptet, bafj ber ©etheiligte Armenunterftühung nachgefucht ober er; 
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galten habe; ^ter liegt ber ©emeinbe bie 33emei§laft ob, ba ber 33e; 
heiligte beit fftadhmeiS, baft er nirgenbS 2lrmenunterftübung genoffen 
ober beanfprucf)t habe, unmöglich liefern tonnte. Uebrigenä ift bie ©e; 
meinbebe^örbe verpflichtet , oor 2Itlem ben ©adhoerhalt oon 2lmtS; 
wegen unb au§ ben ihr gu ©ebote ftefjenben amtlichen Behelfen, 
nämlich ben 2lufenthalt§; unb Sttiethangeigen, ben ©teuer; unb Umlagen; 
regiftern unb ben 2lrmenliften feftgufteÜen ; auch ift für SDinge, welche 
entioeber notorifd) ober ber iöefyörbe fonft fpeciell betannt ftnb, lein 
weiterer 39emei§ gu oerlangen, fonbern eine 23emei§auflage barf nur 
erfolgen, wenn roirflicf) erhebliche 3^eifel über eingelne lßerl|ättniffe ob; 
malten. 3 ur 2Ibfcf)neibung oon Sßeitläufigteiten hat bie inftruirenbe 
33e§örbe ben ^Bewerber fofort in ber erften Sßer^anblung über alle 
roefentlidien fünfte gu oerne^nten unb benfelben gur ©rtlärung barüber 
gu oerantaffen, mit welchen ^Beweismitteln er bie etwa noch beftehenben 
3meifel gu befeitigen im ©tanbe fei; ber 33eweiS ift auf bcm einfach; 
ften unb fitrgeften 3Bege gu ergeben, unb bie Verleihung fobalb als 
möglich auSgufpredjen. ©emeinbebe^örben , welche fleh eine ungerecht; 
fertigte 33ergögerung ober (5f|ifane gu ©chulben fommen laffen, tonnen 
jebenfaüS bisciplinär beftraft werben; anbrerfeitS ftnb aber auch bie 
©emeinbebeljörben befugt, bie ©adfjinftruttion unb ©efcfylufjfaffung auS; 
gufefcen, wenn ber 33etheiligte gerechtfertigten 2Inorbnungen begüglidf) 
ber ©acf)inftrultion ober ißeweiSoorlage leine $olge leiftet. 

21. 3)ie einmal erfolgte 33erleihung beS ^eimatredhteS ift auch 
bann gültig, wenn ein Sftadfjmeiö über bie ootlftänbige Erfüllung ber 
fämmtiidfien ©rforberniffe beS 2lrt. 6 nicht erbracht würbe, ba bie 3 U: 
ftimmung ber ©emeinbe in einem folgen ^atte entweber als 3 u ge; 
ftänbnifj aufgufaffen, ober nach 2Irt. 8 gegenwärtigen ©efefceS gu be; 
urteilen ift, wonach ber ©emeinbe freiftef)t, jebem ^Bewerber bie Heimat 
nach ^Belieben gu ertfjeilen. 

£rt. 7. 1-2 ) 

2lnfbrucf) 3 ) auf Verleihung 4 ) be$ §eimatrechte$*) in ber 2luf; 
enthaltsgemeinbe haben auch jene Angehörigen be$ bat)tifcf)eit 
©taateS, 6 ) toelcbe im Alter ber 33oll jährigfett 7 ) ununterbrochen 8 ) 
toährenb ber gehn ihrer SBetoerbung unmittelbar oothergehenben 9 ) 

3ahre frettoittig 10 ) in ber ©emeinbe 11 ) ftch auf gehalten 12 ) unb 
toährenb biefer 3eit 3ltmenuntetftüfcung i; ‘) toeber beanfprucht 
noch erhalten h^en. 14 ) 

1. 33 er gl. 2133 I 0. 245, 253, 273, 305; 2133 II ©. 101, 
119—122, 430; begügtidj ber $falg flehe 2lrt. 28. 

2. 2)et gegenwärtige Artitel hat ben 3u>ccf , audh folgen 3ßers 
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fönen, welche bie VorauSfefcungen beS Hrt. 6 nidjt erfüllen fönnejt, ben 
Hnfpruch auf bie (Srtljeilung ber Jpeimat in ber HufenthaltSgemeinbe 
gu ermöglichen. 

Um biefen Hnfpruch nad) Hrt. 7 ju erlangen, ifl baljer nicht 
nöt^ig, bafj ^entanb bie ©elbftänbigfeit im ©inne beS Hrt. 6 befifct, 
birefte ©taatSjteuern entrichtet unb Verpflichtungen gegen bie ©emeinbe= 
unb Hrmenfaffa erfüllt hat, fonbern eS genügt, wenn fleh bie treffenbe 
Verfon unmittelbar oor ber ^Bewerbung im Hlter ber Votljährigfeit gehn 
3ahre lang ununterbrochen unb freiwillig in berl^emeinbe aufgehalten, 
unb roährenb biefer 3«it Hrmenunterftüfcung weber beanfprucht noch bes 
gogen hat. ® cr ^ r t* 7 unterfcheibet fich fohin baburd) oon Hrt. 6, 
bafj er einerfeite ben £eimaterwerb burch Verminberung ber 3ahl ber 
Vorbebingungen erleichtert, anbererfeits aber ftatt beS fünfjährigen Huf ; 
enthaltet einen ^einjährigen oorauSfefct. 

3weifetloS fteht aber auch folgen Verfonen, welche nicht nur ben 
Vorbebingungen beS Hrt. 7, fonbern aud> benjenigen beS Hrt. 6 genügt 
haben, baS stecht gu, bie (Srtheilung ber $eimat nach Hrt. 7 gu beam 
fprudhen unb fid) itefeurd^ möglid)erweife bie in Hrt. 11 einzelnen 
klaffen eingeräumte ^Befreiung oon ben ^eimatgebühren gu fichern. 

3. 2Ber bie VorauSfefcungen beS Hrt. 7 erfüllt hat; erlangt bas 
31 echt, roie in ben fällen beS Hrt. 6, bie (Srtheilung ber Heimat in 
ber HufenthaltSgemeinbe gu oerlangen, bie Jpeimat felbft wirb jeboch 
gleichfalls erft bann erworben, wenn ber VerleihungSaft wirtlich ftatt- 
gefunben hat (cf. Hrt. 6 31ote 3). 

4. Ueber bie Vebeutung beS HuSbrutfeS „Verleihung" fiehe Hrt. 
6 31ote 4. 

5. Ueber bie (SntftehungSgeit ber Heimat unb über bie VKrfungen 
beS JpeimatrechteS in Vegug auf bie Heimat ber $amilenangef)örigen 
freie Hrt. 6 Üiote 5. 

6. Vergleiche hiegu Hrt. 6/ Sßotc 6* 

7. 2)ie ^einjährige $rift wirb, abgefehen oon ber ©pecialbeftimnti 
ung in Hrt. 53 Hbf. V für ©rojjjährige oom $age ber HufenthaltS* 
nähme, für üftinberjährige, welche frei in ber ©emeinbe aufhalten, aber 
erft oon bemjenigen 3citpuntte an berechnet, in welcher bie betreffenbe 
Verfon baS 21. Lebensjahr gurücfgelegt hat. Ueber bie VMrf ungen ber 
©rofjjährigfwtSertlärung fiehe Hrt. 6 9tote 7. 

8. j£)er HuSbrud „ununterbrochen" ifl auch h^ cv nämlichen 
©inne wie bei Hrt. 6 gebraucht g oergl. ba|er Hrt. 6 3lote 8. &er 
Hufenthalt ift {ebenfalls unterbrochen, wenn ein #anbwerfSgefetle, ber 
längere 3eit in ber ÖJemeinbe gearbeitet hat, aus bem ®ienftoerhältniffe 
ausgetreten ift unb frei lieber auf bie 9Banberfchaft begeben h fl t, auch 
wenn bie Olücffehr fchon nach oerhätnifjmäfjig furjer 3«tt ftattfrnbet ; 
ebenfo ift eine Unterbrechung bann oorhanben, wenn ein 5)ienftbote in 
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einer anberen ©emeinbe einen ftänbigen £ienft erhält. — dagegen ift 
eine Unterbrechung nicht an$unehmen, roenn ein Itfenflbote feiner £err? 
fdjaft, bie ihren SEBohnfifj in ber ©emeinbe beibehält, auf einer Oteife 
ober gu einem fianbaufenthalte unb bergt, folgt, unb bann mit ber 
$>ienftherrfd)aft roieber jurüeffehrt; ober roenn ein ©eroerbögehitfe, ohne 
3(u[löfung feines ftänbigen 3lrbeitSoethä(tuiffeS , fid» jur 3luSführung 
einer beftiimnten Arbeit in eine anbere ©eineinbc begibt, 3 . 33. ein 
333erfführer 3 ur 33eaufftcbtigung eines 3?aueS u. bgt. 

9. 3)ie betreffenbe $erfon muß ihren 3lufenthalt in bemjenigen 
Momente, in welchem bie 33erleihung ber Heimat ftattfinben foU, noch 
in ber ©emeinbe höben; bei ben erften 39erathungen beS ©ocialgefefc? 
gebungSauSfchuffeS (cf. 3(33. II ©. 122) mürbe 3 mar bie gegentheitige 
3lnficht oertreten, bahin gehenb, baf; ^Xemanb, ber ft<h gehn $ahre in 
einer ©emeinbe aufgehalten h a ^/ auch bann noch bie Heimat beanfpruchen 
fönne, roenn er fid) fpäter aus ber ©emeinbe entfernt, unb ohne eine 
neue jpeimat 3 U erwerben, anberSroo aufgehatten höbe; biefe 3lnftd)t 
rourbe aber bei ber 3 roeiten Scfung roieber oertaffen unb gerabe befchölb 
ber 3(uSbrucf „unmittelbar oorhergehenb" eingef<haltet. 33ergl. auch 
3lrt. 6 fftote 9. 

10 . ^Beicher Aufenthalt als freiwilliger 311 erachten, barüber fiehe 
3lrt. 6 9tote 10 . 

11. Ueber ben ©influfj ber 33eränberung eines ©emeinbebe 3 irfeS 
ftehe 3lrt. 6 Sftote 11. 

12 . ©3 genügt ber tf)atfäd)lid)e 3tufenthalt, bie 3^equifite bcs 
cioilrechtlichen 2)omicilS roerben nid)t erforbert (cf. 3(rt. 6 9tote 12). 

9tad) 3(rt. 10 beS oon ber Kammer ber 3lbgeorbneten burchbe? 
rathenen ©efehentrourfs über öffentliche^ 3lrmen; unb ^raitfenpflege fuib 
Arbeiter, roelche in einer ©emeinbe in ftänbiger 3lrbeit ftehen, 3 ur 33e? 
3 ahlung oon JtranfenhauSbeiträgen in biefer ©emeinbe felbft bann oer? 
pflichtet, roenn fte in einem anberen ©emeinbebe 3 irfe roohnen b. h- ih re 
@d)lafftätte höben. 3>n ©onfequen 3 biefeS ©ruttbfaheS roerben folcf»e 
3lrbeiter, roenn fte 3 ehn $ahre ununterbrochen in ber ©emeinbe gearbeitet, 
unb ^ranfenhauSbeiträge befahlt haben, auch bie unentgeltliche 33er? 
leihung beS JpeimatrechtS bafelbft oerlangen fönneu; ogl. 3133. I @. 
298 unb 3133. II ©. 303 unb 339. 

13. 33ergt. hie^u 3lrt. 6 3Rote 16. 3lud) bann, roenn $emanb 
ohne 3lnfud)en 3lrmenunterftüfcung erhielt, oertiert er ben3lnfpruch auf 
©rtheilung beS ^eimatrechteS , eS müffen jeboef) ftetS bie gefehlten 
2 Jterfmale ber 3lrmenunterftithung oorhanbett fein; roenn alfo 3 . 33. 
eine 3lrmeupflege bei 33ertheilung einer 0umme, roeld)e oon einem 'öohl ; 
thäter 3 um 33efteu ber tOtinberbemittelten auSgefe^t rourbe, berart oer? 
fährt, bafj auch unbemittelte aber als arm im 0inne beS ©efe^cS 
nicht 3 U erachtenbe 5f3erfonen eine ©abe erhalten, fo fann aus bent 
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Empfange nicht wohl ber SSerlufl be§ §eimatanfprucf)e3 gefolgert werben; 
ebenfo ift bie nur gegen Vejaljlung ftattfinbenbe Venüfcung einer offents 
lirf)en Alnftalt, beren 3wecf barin befteht, ben unbemittelten klaffen im 
Allgemeinen bie Veftreitung ber Sebenäbebürfniffe ju erleichtern, $. 33. 
ber Vejug einer ^oljquantität au§ einem ftäbtifdjen ^oljmagajine mos 
für ber Empfänger 3<*hl un 9 leiftet, faum als eine Alrmenunterftüfcung 
im 0imte ber Alrt. 6 unb 7 beS gegenwärtigen ©efe|?e§ anjufefjen. 

14. lieber bie 0ad)inftruftion unb Vewei§(aft oergl. Alrt. 6 Atote 
20 unb 21. 


£rt. 8. 1 “ 2 ) 

I. £>ie ©emeinbeoermaltung 3 ) (amt jebern Angehörigen 4 ) beS 
bat>rifd^en Staaten ba$ ^eimatrecht'*) auch tomt/ wenn ein 
gef etlicher Alnfprucb nicht befteht, auf Alnfuchen 6 ) verleihen 7 ) unb 
hiebei mit beut Bewerber bie Vebingungen 8 ) beretitbarcn, bon 
beren Erfüllung bie Verleihung be$ Jpeimatrecl)tcö abhängig ge* 
macht wirb. 

II. 3n ©emetnben mit ftäbtifcher Vcrfaffung ift ju einer 
folgen Verleihung bie ^uftimmung ber ©emeinbeberotlmächtigten 
erforberlid). 

1. Vergl. AlV. I 0. 57, 202 (Alrt. 17), 246 (Alrt. 2a), 252 
(Alrt. 7), 273, 305; AlV. II 0. 128 u. 129, 430. 

2. 2)ie Veftimmungen be§ Alrt. 8 finb an bie 0teUe ber 3iff« r 1 
§ 1 be§ £>eimat§gefebe§ oom 11. 0ept. 1825 getreten; fte betreffen 
biejenigen ftälle, in benen ein gefebli<h cr Alnfpruch auf bie ©rtheilung 
ber Heimat überhaupt nicht befteht, unb eröffnen einerfeitö jeber Verfon 
bie 9Jiöglicf)feit , fiel) im Aöege freier Vereinbarung mit ber treffenben 
©emeinbe eine £>eimat ju oerfchaffen, roährenb fie anbererfeitö jeber 
©emeinbe ba3 unbebingte 9ierf)t einräumen, jebern 0taat3angehörigen 
bie Heimat auf Alnfuchen $u ©erleiden (cf. AlV. I 0. 202). 

£>er Alrt. 8 finbet auch in ber Vfalj Alnwenbung. 

3. 3 u fiänbig ift bie ©emeinbeoerwaltung berjenigen ©emeinbe in 
welcher bie Heimat erworben werben will, unb jwar: in ©emeinben 
mit ftäbtifcher Verfaffung ber SOtagiftrat, welcher jeboeb an bie 3 u ftimnti 
ung ber ©emeinbebeoollmächtigten gebunben ift, in Banbgemeinben ber 
©emeinbeausfehufc, in ben pfäljtfchen ©emeinben ber ©emeinberath. 

$)ie ©iltigfeit ber Vefchlüffe ber ©emeinbeoerwaltung bemifjt fich 
nach ber ©emeinbeorbnung; fie bebürfen in feinem ftatle einer ©eneh ; 
migmtg ber Aluffi^tSbebörbe (AlV. 1 0. 57). 

4. $>er §eimaterwerb auf ©runb beö gegenwätigen AlrtifelS fte^t 
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febem rechtsfähigen Staatsangehörigen ohne Unterfdjieb beS ©e= 
fd>lechteS unb ber äußeren SebenSfteflung ju ; bei ben AuSfd)ußoerhanb; 
lungen (A$ßr. I 0. 128) rourbe inSbefonbere anerfannt, baß auch 
©hefrauen unb Äinber, roeldje ftch noch in ber f5 am ^i cn B em einf<^aft 
mit ben ©Itern befinben, eine felbftänbige Heimat burch Vertrag er; 
taugen fönnen. Oaffelbe Diecht roirb auch beit Beamten unb Dfficieren, 
unb überhaupt ben öffentlichen Wienern jugeftanben roerben müffen 
(oergt. bie 33emerfungen in ber Sftotc 16 $u Art. 2 unb in ber 
Oiote 7 ju ?lrt. 3). 

Ob bie einzelne ^ßerfon $ur 3lbgabe ber nach betn Dorfteljenben 
Artifel erforberlid)en 3ßitlenSerflärung rechtlich befähigt erfcheint, 
ift nad) ben in bem treffenben SianbeStheile gettenben cix>ilrecf)tticJ>en 
33e(timmungen ju beurtheiten (5133. I 0. 203); übrigens unterliegt 
eS im jpinblicf auf bie Sftotioe $u Art. 1 unb 4 beS ©efefcentrourfeS 
über bie Heimat unb ben Aufenthalt (A33. 1 0. 57) feinem 3weifel, 
baß bie Eltern unb 33ormüitber berechtigt finb, für minberfährige $in; 
ber einen §eimatoertrag ab^ufchließen. 

5. OaS oertragSmäßige §eimatrecht h<U ganj bie nämlichen 3ßirf; 
ungen roie jebeS anbere £eimatred)t unb erftreeft fich, wenn im 33er; 
trage nicht etroaS 3lnbereS bebungen ift, nach dftaßgabe ber 
Art. 1, 3 unb 4 beS gegenwärtigen ©efefceS auch auf bie Familien; 
angehörigen; eS fdjlief^t bie fpätere ©rroerbung einer neuen Heimat 
nidht aus, unb geht, im $afle eine fold)e roirflidj erlangt roirb, fraft 
beS ©efejjeS oerloren. 

Oie ©rtheilung ber Heimat fattn immer nur mit Buftimmung 
ber betreffenben ^ßerfon ftattfinben. 

7. Oer in 3iff. 1 § 1 beS ^peimatgefefceS oon 1825 gebrauchte 
AuSbrucf „33ertrag" rourbe burch ben allgemeineren „auf 2lnfud)en oer; 
leihen" erfefct; in biefer 33ejiehung äußerte ber 3lbgeorbnete ^3rof. Dr. 
©bei (A33. II 0. 128): „ber regelmäßige $ad werbe fein, baß 3jc; 
manb ber feinen 2lnfprud) auf 33erleihung ber ^eimat h^e, ficf> im 
3ßege beS ©efud)eS an bie betreffenbe ©emeinbe roenbe, fich bereit er; 
fläre, bie ©ebü^r ju befahlen, unb bie ©enteinbe ihm bie Heimat be; 
roiflige. OaS fei nun feine eigentliche Uebereinfunft. ©S fönne aber 
auch f^älle geben, roo eine befonbere Uebereinfunft ftattfmbe, roo ein 
33ertrag jroifchen ber ©emeinbe unb bem ©rroerber ber Heimat abge; 
fd)loffen roirb, baß inSbefonbere Bemattb für befonbere 33ortheile, roelche 
er ber ©emeinbe geroähre, ftch bie 33erleihung ber Heimat juftchern 
laffe. Oiefe beiben f^äÖe habe man miteinanber greifen rootlen." 

Heber bie ftorrn beS fraglichen Uebereittf otnmenS be; 
fielen feine befonberen 33orfd)riften ; baffelbe bebarf, ba eS ftd> lebiglich 
auf einen ©egenftanb beS öffentlichen Rechtes bezieht, feiner nota; 
riellen 33eurfunbung, fonbern ift als red)tSgiltig abgefchloffen 
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gu erachten, wenn bie ^Serfott, welche bie #eimat erwerben will, ihren 
hierauf gerichteten VMtlen gegenüber ber treffenben ©emeinbeoerwaltung 
genügenb erflärt, unb biefe it^rerfeit^ unb zwar in ©emeinben mit 
ftäbtifdjer Verfaffung unter 3uftimmung ber ©emeinbebeootlmächtigten, 
burch förmlichen Sefchlufj bie (Krtheilung ber Heimat an ben Seroerber 
ausgefprocf)en h fl t/ fo bag ber SBillenSübereinftimmung ber 

(Kontrahenten fein 3weifel obwaltet (TO. I üüiotioe ©. 57). $)aS 
£>eimatrecht entfielt in bemjenigen 3*itpunfte, in welchem bie ©e= 
meinbeoerroaltung bem Seroerber ihre guftimmenbe (Krflärung befannt 
gegeben h^t. 

$)af} bie Uebereinfunft feiner ftaatlichen Seftätigung ober ©e: 
nehmigung bebürfe, rourbe bereits oben in ber 9iote 2 erwähnt. 

2lud) über bie burch Vertrag erfolgte Verleihung beS £eimat: 
rechtes h a * ©emeinbeoerwaltung bem Seroerber eine Urfunbe auS: 
Zufertigen (TO. I ©. 2(33). 

8. 3)a eS in ben Fällen beS 3lrt. 8 ganz im Selieben ber ©e: 
meinbe fte^t , einer Salon baS £eimatrecht zu oerleihen ober ju oer: 
weigern, fo ift bie ©emeinbe berechtigt , beliebige ©egenleiftungen für 
bie (Krtheilung beS £>eimatre<hteS, insbefonbere etwa bie Seftellung einer 
(Kaution ober bie Se^ahlung einer höhnen «^eimatredhtSgebühr, als bie 
in 9Irt. 11 feftgefefcte , z u oerlangen, TO. II <3. 430. 4)ie einmal 
befteKte (Kaution fanit nicht gurücfgeforbert werben, wenn bie betreffenbe 
Serfon fpäter in Serhältniffe fommt, auf ©runb bereit ihr bie Ver: 
leihung ber Heimat nicht oerfagt werben fönnte; bagegen mufj bie 
(Kaution jurücigegeben werben, wenn ber treffenbe ^cimatoerbanb über: 
haupt aufgelöft wirb. 

©elbftoerftänblicf) ift ferner, bafj bie ©emeinben auch berechtigt 
ftnb, bie Heimat ohne alle ©egenleiftungen ober Sebingungen 
$u gewähren. 

3m $otle einer bebingten Verleihung beS £>eimatrechteS wirb 
baffelbe erft nach Erfüllung ber Sebittgung rechtSwirffam; eine lieber: 
einfunft, in welker eine factifcf) ober rechtlich unmögliche Sebingung 
aufgeftellt ift, fann fohin feine SBirfung äußern. 511S rechtlich un: 
möglich gelten insbefonbere alle biefenigen Sebingungen, welche ber 
rechtlichen Sftatur ber Heimat guroiberlaufen; wenn alfo z* S. ber Vor: 
behalt ber bisherigen Heimat ausbebungen würbe, ober wenn ftch bie 
betreffenbe S er f on verpflichten fotlte, feine 9lrmenunterftübung oon ber 
neuen ^eimatgemeinbe ju oerlangen, fo wäre bie Uebereinfunft nichtig, 
ba baS ©efefc roeber ben gleichzeitigen Sefth mehrerer £>eimatrechte noch 
bie (Krroerbung einer theilmeifen Heimat julä^t. 

Verträge, burch roeldje ein ^amilienhaupt allein, b. h* mit 3luS« 
fchlufe ber Familienangehörigen bie ^eimat erwirbt, ftnb jroar, wie in 
fftote 5 bemerft, nicht abfolut unjuläffig, allein ein derartiger Vertrag )n35 
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wirb erft reddSwirffam , wenn bie bisherige ©emeinbe bern £eimat; 
Dorbefjalte ber Familienangehörigen gugeftimmt h fl t; fehl* biefe 3 U: 
ftimmung, fo fann auch baS Föniilienhaupt bie neue £eimat nidd er; 
werben, ba bie gefteÜte Vebingung nicht erfüllt ift (oergl. herüber 
2lrt. 14 9tote 2 lit. g unb h). 

£rt 9. 1 - 2 ) 

I. $luSlanber :i ) tonnen 4 ) ein ^eimatredjt in kapern auf 
©runb oorftehenber 9lrt. 6 — 8 *) nnr erwerben, 6 ) wenn fie ben 
Veftimmungen bcs § 3 7 ) ber erften Beilage gur Verfaffung$= 
urfunbe ©enüge leiftcn. 

II. 3 n ben einer £)iftrittSoerwaltungSbehörbe nntergeorbneten 
©emeinben bebarf bie Verleihung beS §eimatrecf)tS an $luS; 
lanber ber Veftdtiguug 8 ) biefer Söel)örbe ; bei Vorhanbcnfein 
ber gefefclichen Vebingungen barf bie Veftdtigung nicht oerfagt 
werben. 9 ) 

III. $>ie ©rwerbung beo §eimatre<hteS erftreeft fid> 10 ) aud) auf 
bie ©l)efrau u ) unb auf bie uod) unfclbftänbigen 1 *) ehelichen 
ober burd) nad)folgeube ©he tegitimirten Äinber 13 ) beS 2luS; 
lanbcrS, 14 ) wenn bie il)m gur Seite ftehenbe StuSwanbcrungfc 
crlaubnifj nach ben ©efefjen feines bisherigen VaterlanbeS für 
bie benannten Familienangehörigen wirffant ift, ober wenn bieje 
©rlaubuijf befonberS für biefelbeit bcigebrad)t wirb. 16 ) 

IY. £)ie Äinber einer 5luSlduberin, lh ) wetd;e burd) Verehe- 
lidiung eine Heimat in Vanern erwirbt, folgen biefer §eimat 
nur bann, wenn fie burd) jene Vercl)elid)ung legithnirt werben 
unb bie etwa erforberlid)e ÜtuSwanbcrungSbewilligung beibringen. 

Y. $tuSlanber, welchen eine oorlaufige §eimat in Vapern 
beShalb angewiefeu worben ift, weil bereu Sßegweifung aus bem 
Staatsgebiet nid)t möglich war, finb begüglid) ber ©rwerbmtg 
einer wirtlichen §eimat wie ,3 n ^ u ^er gu behanbeln. 17 ) 

1. Vergl. m . I S. 44, 50, 203 u. 204, 246 (2lrt. 4), 254, 

273; W8. II S. 129—132, 286. 

2. $>urch bie Veftimmungen beS gegenwärtigen 5lrtitelS werben bie 
$lu3länber begüglich beS JßeimaterwerbeS in einer barjrifchen ©emeinbe 
ben ^nlänbern im 3Befentlichen gleichgeftellt, womit bie feitherigen Ve; 
f<hräntungen ber ©inwanberung auSlänbifcher 3»uben (§11 beS ^uben; 
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ebiftS nom 10. ^uni 1813, unb faiferl. leeret nom 17. üJtärg 1810) 
non felbft hinwegfallen. 

2)a ber oorliegenbe 3lrtifel in feinem notlen Umfange auch in ber 
^3fatg 3lnwenbung gu finben ^at, fo ift flar, bafj bie bermaligen 33e; 
ftimmungen über ben Eingug eines 3luStänberS in eine pfätgifche ©e; 
meinbe, unb namentlich bie 9tegierungSentfdhtief$ung nom ll.^an. 1833 
(3lmtSbl. ©. 29), welche ben ©enuf; ber ftreigügigfeit für (Singewan; 
berte non bem 33efifce beS ©taatSbürgerredhteS abhängig macht, nom 
1. ©ept. b. aufjer 3ßirffamfeit treten. 

3. Unter „3luSlänbern" werben im gegenwärtigen ®efefce alle 
biejenigen $erfonen oerftanben, welche baS baprifefje ^nbigenat nicht 
bejlfcen. 

4. 3)ie 3luStänber fyaben unter ber 33ebingung, bafj fte ben 33 e= 
ftimmungen beS § 3 ber erften 33eitage gur 33erfaffungSurhtnbe ©enüge 
ieiften, gang bie nämlichen SÖefugniffe, welche ben änlänbern auf ©runb 
ber 3lrt. 6 — 8 guftehen. 

5. 2)er gegenwärtige 3lrtifel befaßt fidj nur mit ben 5®^ en ber 
9lrtifel 6 — 8, ba ber ^eimaterwerb burch 9lnftellung, 33eref)elid)ung 
ober (Srlangung beS Bürgerrechts befonberS geregelt ift (nergl. 9lrt. 3 
9tote 3 unb 3lrt. 5 fftote 2 c); was ben Jpeimaterwerb burch 3lnftel; 
lung inSbefonbere betrifft, fo finbet fotcher für 3luSlänber nicf)t unmittel; 
bar ftatt, inbem nach § 7 ber erften ^Beilage gur 33erfaffungSurfunbe 
baS „Snbigenat eine wefentlid)e 33ebingung ift, um gu Ärouoberft^of; 
ämtern, gu (Sioilftaatsbienften, gu oberften Üftilitärftetlen unb gu 
$ird>enämtern ober ißfrünben gu gelangen/' unb fofjin ber 3lnfteH; 
ung eines 9luSlänberS regelmäßig eine ©erleifjung beS $nbigenatS nor; 
auSge^en mufj, fo bafc ber 3lngefteUte aisbann in feiner (§igenfd)aft 
als ^»nlänber bie Heimat nach 3lrt. 2 erwirbt; wirb ein 3luSlänber in 
einem 3lmte, welches nid)t gu ben eben erwähnten gä^lt, befinitio an; 
geftellt , fo erlangt er bamit noch feineSwegS ipso jure bie Heimat in 
ber 9lnfteüungSgemeinbe, ba bie 3lnftellung an fid) fein SDtittel ift, baS 
^nbigenat gu erwerben (cf. Dr. ^ßögl’S Sehrbuch beS baprifc^en 33er; 
faffungSred)teS § 24 fftote 7) unb bie Heimat in einer baprifdjen @e; 
meinbe ohne bie ©taatSangehörigfeit nicht befeffen werben fann; ein in 
folc^er ©Seife ftänbig 3lngefteflter ift jebod) nadh § 5 ber I. ©erfaffungS; 
beilage unb ber f)iegu ertaffenen autf)entifd)en Erläuterung oom 1 5. 3lug. 
1828 (©efefcbl. 1828 ©. 37) ^ebenfalls im 33efifce ber 3(nfäffigfeit 
unb ba^er berechtigt, nach Maßgabe ber unten in 9tote 7 angeführten 
©efebeSftellen bie 33erleihung beS ^fnbigenatS h u verlangen. 

6. 9tur ber wirtliche Erwerb ber £>eimat ift an bie (Sr; 
füllung ber 33eftimmungen beS ^[nbigenatSebift gefnüpft; bagegen fann 
ber 3luSlänber gweifelloS auch ohne ben 33efxp beS ^nbigenateS ben; 
jenigen 33orauSfe^ungen (Genüge Ieiften, welche nach 3lrt. 6 unb 7 für 
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benAnfprud) auf bie ©erleihung beS £>eimatrethte3 erforbcrt werben, 
b. h- eS ift aud) berjenige Auf enthalt, ben ber AuSlänber als folcher 
in ber ©enteinbe gurüdgelegt hat, bei ber ^Beurteilung beS Anfprud)eS 
auf ©rtf)eilung beS #eimatrechte3 in Anfd)lag gu bringen. 

7. Oer § 3 ber erften ©eilage gur ©erfaffungSurfunbe lautet: 

„Ourch Sftaturalifation wirb baS ^nbigenat erlangt: 

a. wenn eine AuSlänberin einen ©aper ^eirat^et, 

b. wenn ftrembe in baS Königreich einwanbern, ftd) barin an; 
fäffig machen unb bie ©ntlaffung auS bem fremben UnterthanSoerbanbe 
beigebracht haben, 

c. burd) ein befonbereS nach erfolgter ©ernehmung beS ©taatS; 
ratheS auSgefertigteS tönigl. Oecret." 

I. Oer sub a berührte ^all ift, wie erwähnt, bereits in Art. 3 
erlebigt unb fommt beftalb ^ier nicht weiter in ©etrad)t. 

II. 3 n ber lit. b wirb bie Anfäffigfeit unb bie Vorlage ber 
AuSwanberungSbewilligung erforbert; bie lefctere ©orauSfefcung 
fann fchon nach ber bisherigen ©rariS nur bann ins ©ewicht fallen, 
wenn ber ©inroanberer nad) ben ©efefcen feines bisherigen §eimat; 
lanbeS überhaupt einer befonberen ©ntiaffung aus bem Untertanen; 
oerbanbe bebarf; ift bie§ nid^t ber $all, fo befteht bie „Anfäffigfeit" 
als alleinige ©orbebingung beS $nbigcnat8erwerb8. 

©8 ift flar, bafj ber AuSbrucf „Anfäffigfeit" nicht im ©inne beS 
5lnfäffigmachungSgefeheS oom l.$ulil834, fonbern oielmehr nach bem 
gur 3eit ber ©erfaffungSurfunbe h^rrfchenben (Sprachgebrauch gu inter; 
pretiren ift £ienach gilt biejenige ©erfon als anfäffig, welche fich 
mit eigener ^auSroirthfchaft nnb genügenben Unterhaltsmitteln in einer 
©enteinbe niebergelaffen unb bafelbft ihren bleibenben 2Bohnft genom; 
men hat, ober mit anberen ©Sorten, eS wirb gum ©egriffe ber Anfäffig; 
feit erforbert, bafj ^entanb eine felbftänbige hinreid)enb gefieberte SebenS; 
fteüung unb ein eigenes ^auSwefen befifct unb gugleich ungweifelhaft 
gu erlernten gibt, baff er ben Ort ber Sftieberlaffuitg gum bleibenben 
3Kittelpunfte feines gefettfchaftlichen unb ©efchäftSoerfehrS gemacht habe 
(oergl. ©I. f. abm. ©r. ©b. III ©. 321 ff., SanbtagSoerhanblungen 
oon 1859, ©tenogr. ©erichte I ©. 66 ff., Dr. ©ögl’S Sehrbuch beS 
bapr. ©erfaffungSrechteS III. Aufl. ©.54 9tote 3 unb 4). 

Oer Söohnft im cioilproceffualen ©inne bilbet gwar ein wefent; 
liehet Kriterium ber Anfäffigfeit, aber erfd)öpft ben ©egriff berfelben 
nicht, ba 3^ntanb auch ohne felbftänbige SebenSftellung ober eigenes 
§auSwefen feinen SÖohnfth in einer ©emeinbe höben fann (uergl. ©euf; 
fertS Kommentar gur ©O. 2. 9lufl. ©b. I ©. 52 ff.); ebenfo wenig 
genügt ber blofje Aufenthalt, auch rocnn treffenbe ©erfon felbftänbig 
ift unb ein eigenes ^auSwefen beft^t, fonbern ber Aufenthalt mu$ ben 
®f)arafter ber Oauerhaftigfeit an fich tragen, unb eS mufj auS ben 
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äußeren Umftänben erhellen, baff bic betreffenbe Verfon bcm Königreiche 
unb bem s JiieberlaffungSort wirtlich angeboren will uitb fidj bafelbft als 
3 u ipaufe betrachtet. $8ei ben AuSfchujjberathungen würbe oon einer 
©eite aud) auf £itel IV § 3 lit. b ber VerfaffungSurfunbe unb auf 
§ 8 lit. b beS ^{nbigcnatöebiftö ^ingcrDicfen, unb barauS gefolgert, bafi 
nur biejenigen als anfäffig ju erachten feien, welche im Königreiche be= 
fteuerte ©rünbe, Renten ober Rechte beft^en, ober befteuerte ©ewerbe 
auSüben, ober ein öffentliches Amt bctleiben; allein bie allegirten iBes 
ftimntungen h an ^ e ^ n nur ÜOm ©taatSbürgerrecf)te, welches h* er 
nicht in betracht fomrnt; eS muff baher angenommen werben, baff jebe 
Xrt ber Xnfäffigteit , auch wenn fie nicht auf ©runb jener Xnfäffigs 
feitStitel erfolgt, als Vorbebingung beS ^tibigenatSerwerbeS genügt. 

2öenn nad[) Vorftehenbem über ben begriff ber Xnfäffigfeit im 
©inne ber VerfaffungSurfunbe faum ein befonberer 3n>cifel obwalten 
wirb, fo fragt eS fiel) hoch weiter, ob bie fämmttichen üttomente biefer 
Xnfäffigfeit auch h eute no<$ bei ber Erwerbung ber Heimat unb beS 
3nbigenatS oorhanben unb nachgewiefen fein miiffen. 2)iefe $rage 
bürfte z u oerneinen fein. 2)aS oorliegenbe ©efefc h a * einerseits baS 
3nftitut ber Xnfäffigfeit unb bie formale XnfaffigmadjungSprocebur be; 
feitigt, unb anbrerfeitS ben ©ebanfen aufgenommen, baff bie XuSläitber 
bezüglich beS JpeimaterwerbeS principiell wie bie $nlänber behanbeln 
feien; erwägt man nun, baff jene Vrocebur wieber aufleben unb bajj 
ber XuSlänber wefentlich fcfjlec^ter als ber $nlänber gestellt fein würbe, 
wenn er ben befonberen Nachweis einer gefieberten fiebenSftettung ober 
eigenen JpauSwirthfcf)aft liefern müfcte, erwägt man ferner, baff an 
©teile biefer Sßachweife gerabe bie in Art. 6 u. 7 aufgeführten Vor; 
bebingungen getreten flnb, unb erwägt man enblich, baff [ich bie Xbfidjt, 
in bauernbe ^Beziehungen jum Königreiche ju treten, aus ber $h a *f a ^ e 
beS £eimaterwerbeS oon felbft ergibt, fo bürfte man bie Vorfchrift 
beS § 3 2 ber I. VfffgS.;$B. bezüglich ber Xnfäffigfeit im Königs 

reiche als erfüllt erachten, wenn ber XuSlänber thatfächlich in baS 
Königreich eingewanbert ift, b. h* feinen ftänbigen Aufenthalt bafelbft 
genommen unb bie für $nlänber beftehenben Vorbebingungeit beS £ei; 
materwerbeS erfüllt tjat. 

$ft alfo bie $l>atfache ^ cr fSinwanberung gegeben unb er* 
forberlichen f^alleS bie ©nttaffung auS bem früheren Unterthanenoerbanbe 
ober eine eoentuelle 3uftcf)erung berfelben beigebracht, fo hat ber XuSlänber, 
o) in ben fällen beS XrtifelS 6 unb 7 Xbf. 1 , b. h* wenn er 
ben fämmtlichen bort beftimmten VorauSfefcungen ©enüge lei; 
ftete, baS 9ied)t, wie ber ^nlänber, bie Verleihung ber Heimat 
oon ber XufenthattSgemeinbe zu oerlangen, 
ß ) in ben fällen beS XrtifelS 8 bie SBefugnijj, bie Heimat burch 
Uebereinfunft mit ber ©emeinbe zu erwerben. 
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©§ ift nicht nothwenbig, ba« ber 9ludlänber in ben Ratten bed 
2lrt. 6 ober 7 fünf ober gehn .3at)re oor ©rwerbung ber Heimat bie 
5lbfid)t ber ©inmanberung funbgegeben tjat, ba bad ^nbigenatdebift 
bem ©rforberniffe ber 9Infäffigfeit nid)t nur feine beftimmte Beitbauer 
beigefügt, fonbern gerabe oon ber in bem früheren Bnbigenatdebifte 
non 1812 beftimmten je^njä^rigen $rift Umgang genommen hat; roenn 
alfo g. 33. ein £anbwerfdgefelle gehn Bahre ununterbrochen in einer 
baprifdjen ©emeinbe in Arbeit geftanben ift, unb bann bie 9Ibfid)t, in 
Vapern gu bleiben, erflärt, fo hat berfelbe bad Died^t , bie Verleihung 
ber Jpeimat gu oerlangen. 

Ü)tit ber Verleihung ber Heimat an einen eingewanberten Sluds 
länber mirb für benfelben gugleih bas baprifhe Bubigenat begrünbet, 
b. h- ber Don ^ ev ^iftriftdoerwaltuugdbehörbe geprüfte unb gebilligte 
Verleihungdaft gilt gugleid) ald Veweis bafür, ba« ber ©taat bie ©im 
wanberung ald eine folche, welche ben ©rwerb bed $nbigenat3 nach fih 
jieht, anerfennt. ©in berartiged 9lnerfenntni« mirb gwar im .^nbigenatS; 
ebifte nicht audbrücflid) erforbert, allein fdjon bie Vorfchrift, wonach 
ber ^rentbe bie ©ntlaffung aud bem llnterthandoerbanbe beigebracht 
haben muff, macht eine ftaatliche causae cognitio nothmenbig, unb läfjt 
erfennen, baß bie Verfaffungdurfunbe bie Regelung bed Verfahrend 
norbehalten roiffen roollte. Bum ©rmerbe bed Bnbigenatd mürbe baher 
bid fefct ftetd eine obrigfeitlidje ©onftatirung für nothmenbig erachtet, 
unb eine foldje läfft fich auch im ^iublicf auf bad öffentliche Bntereffe 
nicht roohl entbehren. 3lud bem Vorftehenben ergibt fich weiter, ba« 
bie ©emeinben einem nicht eingeroanberten Sludlänber bie Heimat nicht 
unmittelbar »erleben fönnen, ba bie teuere ohne bas Bubigenat nicht 
beftehen fann, unb biefed mit 9ludnahme ber Verheirathung unb ©im 
roauberung nur burch föniglid^ed £)efret erworben mirb. 

III. 9tach bem foeben Vemerften fommt bie Veftimmung in § 3 
lit. c ber I. Verfaffungsbeilage anfcheinenb hie* nicht weiter in Vetracht, 
benn ein 3ludlänber, welcher bie 9Zaturalifation burch föniglid)ed befrei 
erlangte, ift bereitd Bnlänber unb erwirbt fonach in biefer ©igenfhaft 
bie Heimat; gleid)wohl ift aber ber Umftanb, baff ber 2lrt. 9 bed ^>ei= 
matdgefetyed nicht blojf oon eingewanberten 3ludlänbern fprid)t, fonbern 
bie Veftimmungen bed § 3 ber I. Verfaffungdbeilage generell erwähnt, 
oon Vebeutung. 3lud naheliegenben ©rünben finbet nämlich bie 9?a* 
turatifation burch fönigliched ®efret in ber fRegel nur bei folgen Vers 
fonen ftatt, welche einen £itel für ben Jpeimatermerb in einer baprifhen 
©emeinbe nachguweifen oermögen. £a nun auch ber nihteingemanberte 
9tudlänber ungweifelhaft in ber Sage ift, ftd; nah Ärt. 8 bie Verleih 1 
ung ber Heimat burh Uebereinfunft in bebingter Vßeife, b. h* für ben 
fjatt bed ^ubigenatderwerbed gufihern gu laffen, fo ift bie Einnahme 
gerehtfertigt, ba^ bad ©efeh gerabe burh bie generelle Vegugnahme 
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IV. $)ie Dorftefyenb sub II unb III üerfud)te Auslegung beS 
9lrt. 9 9Ibf. I ergibt für bie ©etneinben fotgenbeS Sftefuttat: 

1 . $)ie ©emetnben finb nerpftichtet, eingeroanberten 9tu3tan? 
bem, rocldje ben 93 orau§fet 5 ungen ber 9lrt. 6 ober 7 genügt, unb bie 
erforbertiche (Snttaffung au§ bem bisherigen Untert^anenuerbanbe bei« 
gebraut tjaben, im $atle ber ^Bewerbung bie Heimat ju erteilen; 

2 . bie ©emeinben finb berechtigt, eingeroanberten $lu3s 
taubem, roelche bie erforbertiche (Snttaffung aus bem bisherigen Untere 
thanenuerbanbe beibringen, nach 9trt. 8 bie Heimat auf 5lnfuchen 3 U 
oerteihen ; 

3. in biefen gälten erlangt ber eingeroanb erte 9lu§länber fos 
rooht bie §eimat al§ baS ^nbigenat traft beS 23erleihung§atteS, info? 
ferne h^bei ben 93 orf driften beS 2trt. 9 9lbf. II ©enüge geteiftet mürbe; 
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